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42. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 19. Mai 2010

Beginn: 9.01 Uhr
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

begrüße Sie herzlich. Die Sitzung ist eröffnet.

Es gibt eine interfraktionelle Vereinbarung, die heu-
tige Tagesordnung um eine Regierungserklärung der
Bundeskanzlerin sowie den Antrag der Fraktion Die
Linke für ein Verbot von Kreditausfallversicherungen zu
erweitern. Beides soll jetzt gleich, zusammen mit der
ersten Lesung des Gesetzentwurfs der Koalitionsfraktio-
nen zur Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen
eines europäischen Stabilisierungsmechanismus, auf-
gerufen werden. Außerdem ist vorgesehen, nach der Un-
terbrechung der Sitzung um 13 Uhr zunächst mit der
Fragestunde zu beginnen, anschließend die von der
Fraktion der SPD verlangte Aktuelle Stunde zur Laufzeit
von Atomkraftwerken aufzurufen und erst danach die
Befragung der Bundesregierung durchzuführen. Sind Sie
mit diesen Änderungen einverstanden? – Das ist offen-
sichtlich der Fall. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 sowie die Zusatz-
punkte 1 und 2 auf:

ZP 1 Abgabe einer Regierungserklärung durch die
Bundeskanzlerin
zu den Maßnahmen zur Stabilisierung des
Euro

1 Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und der FDP eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Übernahme von Gewährleistun-
gen im Rahmen eines europäischen Stabilisie-
rungsmechanismus

– Drucksache 17/1685 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Innenausschuss
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Sahra
Wagenknecht, Michael Schlecht, Dr. Barbara
Höll, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
DIE LINKE
Kreditausfallversicherungen (CDS) und deren
Handel vollständig verbieten

– Drucksache 17/1733 –
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache im Anschluss an die Regierungserklä-
rung zwei Stunden vorgesehen. – Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann können wir so verfahren.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
die Bundeskanzlerin Frau Dr. Angela Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist

keine zwei Wochen her, dass der Deutsche Bundestag
mit großer Mehrheit die Stabilisierungsmaßnahmen für
Griechenland beschlossen hat. Mit dem am 7. Mai ver-
abschiedeten Paket haben wir ökonomisch genauso wie
politisch-rechtlich deutlich gemacht: Wir helfen Grie-
chenland, weil wir so der Stabilität unserer gemeinsa-
men Währung insgesamt helfen. Wir schützen das Geld
der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes – nicht
mehr und nicht weniger ist der Auftrag der Bundesregie-
rung genauso wie des Hohen Hauses hier.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Heute sind wir zusammengekommen, um eine Ent-
scheidung zu fällen, die für die Zukunft Deutschlands
und Europas noch bedeutender ist; denn jeder von uns
spürt: Die gegenwärtige Krise des Euro ist die größte
Bewährungsprobe, die Europa seit Jahrzehnten, ja wohl
seit Unterzeichnung der Römischen Verträge im Jahre
1957 zu bestehen hat. Diese Bewährungsprobe ist exis-
tenziell, und ich füge hinzu: Sie muss bestanden werden.

Bringen wir es auf den Punkt. Der Euro, der zusam-
men mit dem Binnenmarkt das Fundament für Wachs-
tum und Wohlstand auch in Deutschland darstellt, ist in
Gefahr. Wenden wir diese Gefahr nicht ab, dann sind die
Folgen für Europa unabsehbar, und dann sind auch die
Redetext
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Folgen über Europa hinaus unabsehbar. Eine Ahnung
von dem, was dann geschehen könnte, haben wir am
Donnerstagabend vor unserer Griechenland-Debatte mit
den schon fast hysterisch anmutenden Turbulenzen auf
den internationalen Märkten bekommen. 

Was dort sichtbar wurde – Sie alle haben es mitver-
folgt –, war dramatisch. Deshalb gab es zur Sicherung
der Stabilität des gesamten Euro-Finanzsystems wenige
Tage später keine vernünftige Alternative. Die Ultima
Ratio war erreicht; das heißt nichts anderes, als dass der
Euro insgesamt in Gefahr war. Aber das, was sich in je-
nen Tagen abspielte, war nur die ökonomische Ahnung
dessen, was auf Deutschland, Europa und die Welt zu-
käme, wenn nicht oder falsch gehandelt würde. Die poli-
tischen Folgen dagegen sind noch nicht einmal in Ge-
danken vorstellbar.

Legen wir deshalb einen Moment die technischen
Eckdaten des vorliegenden Gesetzentwurfs beiseite: die
Kredite in Höhe von 750 Milliarden Euro, die notfalls
zur Verfügung stehen, von denen 60 Milliarden Euro von
der Europäischen Union gedeckt werden, für die die
Euro-Staaten anteilig für bis zu 440 Milliarden Euro bür-
gen und Deutschland wiederum für 123 Milliarden Euro,
gegebenenfalls 20 Prozent mehr. Der Internationale
Währungsfonds will zusätzlich einen Betrag von min-
destens der Hälfte des europäischen Anteils tragen. Das
wären bis zu 250 Milliarden Euro. Das sind die Zahlen
und Eckdaten. Aber legen wir sie kurz beiseite; denn wir
wissen: Es geht um viel mehr als um diese Zahlen; es
geht um viel mehr als um eine Währung. Die Wäh-
rungsunion ist eine Schicksalsgemeinschaft. Es geht
deshalb um nicht mehr und nicht weniger als um die Be-
wahrung und Bewährung der europäischen Idee.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das ist unsere historische Aufgabe; denn scheitert der
Euro, dann scheitert Europa. Wenden wir diese Gefahr
aber ab, dann werden der Euro und Europa stärker als
zuvor sein. 

Wir müssen zweierlei schaffen: die Bewältigung der
akuten Krisensituation zum einen und die Vorsorge für
die Zukunft zum anderen. 

(Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: Das 
muss man konkreter machen!)

Dazu will ich, dass wir erstens gemeinsam mit unseren
Partnern dafür sorgen, dass sich ganz Europa einer
neuen Stabilitätskultur verschreibt, einer Stabilitätskul-
tur, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Sigmar Gabriel [SPD]: Dann fangen Sie zu
Hause damit an!)

die für die Konsolidierung der Staatshaushalte und für
die langfristige Stabilität unserer gemeinsamen Währung
sorgt. Ich will zweitens, dass wir über Europa hinaus ge-
meinsam mit allen G-20-Staaten durch die Regulierung
der Finanzmärkte Vorsorge dafür treffen, die Weltwirt-
schaft vor einer erneuten Krise zu schützen. Ich will drit-
tens, dass die Europäische Union ihre eigenen strukturel-
len Schwächen schonungslos aufdeckt und sich dann auf
die großen Aufgaben konzentriert, um unsere gemein-
same Zukunft zu gestalten.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, in den Be-
ratungen der Staats- und Regierungschefs am 7. Mai und
der Finanzminister der Europäischen Union am 9. Mai
bestand in Europa – zurückhaltend gesagt – nicht sofort
Einigkeit darüber, wie der Rettungsweg aus der aktuel-
len Krise aussehen könnte. Es wurden Vorschläge disku-
tiert, die ich als deutsche Bundeskanzlerin und die Bun-
desregierung insgesamt nicht bereit waren mitzutragen.
Konkret drohte der Weg zu einer Transferunion, in der
eine unmittelbare und verbindliche Haftung aller für
selbstverantwortete Entscheidungen einzelner Mitglied-
staaten eingeführt worden wäre. Das galt es zu verhin-
dern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wäre das nicht gelungen, dann hätte Europa eine fa-
tale Fehlentscheidung getroffen. Die Folgen lägen auf
der Hand: In einem solchen Modell wären die Anreize
für notwendige Eigenanstrengungen zur Haushaltskon-
solidierung und zu Strukturreformen äußerst gering
gewesen. Wirtschaftlich erfolgreichere Mitgliedstaaten
wären geschwächt worden, ohne dass die schwächeren
wirklich stärker geworden wären. Das aber wäre weder
rechtlich haltbar noch ökonomisch vernünftig gewesen.
Von daher wäre es politisch unverantwortlich gewesen.
Deshalb war ein solcher Weg mit Deutschland zu kei-
nem Zeitpunkt machbar, weder in der Frage Griechen-
land noch jetzt.

Der Preis für unsere Haltung war, als zögerlich oder
langsam gescholten zu werden. Aber diesen Preis, meine
Damen und Herren, zahlt die Bundesregierung gerne,
wenn am Ende die richtigen Entscheidungen stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Eine andere Entscheidung hätte nie wieder gutgemacht
werden können. Deutschland hätte seine Zustimmung – – 

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Ist ja albern! – 
Weitere Zurufe von der SPD)

– Ich bin, ehrlich gesagt, baff.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Haben Sie
Freitag nichts gewusst? – Weitere Zurufe von
der SPD)

Ich kann mir, ehrlich gesagt, nicht vorstellen, dass Sie,
wenn Sie in einer solchen Lage gewesen wären, sehen-
den Auges etwas gemacht hätten, was rechtlich nicht ak-
zeptabel ist und gleichzeitig uns alle ökonomisch nicht
vorangebracht hätte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das haben Sie aber gemacht! – Sigmar Gabriel
[SPD]: Das haben Sie doch gemacht!)

Insofern hat Deutschland seine Zustimmung zum um-
fassenden Paket zur Wahrung der Finanzstabilität in
Europa in der Nacht vom 9. auf den 10. Mai erst gege-
ben, als das Paket so gestaltet war, dass es unseren öko-
nomischen wie rechtlichen Grundsätzen entspricht, und
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zwar nicht, weil wir überheblich geworden wären, son-
dern weil wir überzeugt sind, dass es sich um Grund-
sätze handelt, die der Sache dienen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Da lautet der erste Grundsatz: Wir helfen unter der
Bedingung, dass sich der betroffene Staat zu umfassen-
den Eigenanstrengungen verpflichtet. Damit leisten
wir Hilfe zur Stabilisierung unserer gemeinsamen Wäh-
rung und nicht, um Defizitsünder aus der Pflicht zu
nehmen. Durch die Einbindung des Internationalen
Währungsfonds ist gewährleistet, dass die Länder, die
Kredite beantragen, ein wirkungsvolles Sanierungspro-
gramm anwenden. Damit haben wir die beste Gewähr,
dass sie bei der Umsetzung effektiv überwacht werden.

Zweiter Grundsatz. Wir helfen unter der Bedingung,
dass wir über jeden Einsatz der Mittel selbst entschei-
den, soweit es um bilaterale Mittel der Staaten geht.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber nicht der Bundestag!)

Es gibt keinen Automatismus europäischer Kredite. Für
den größeren Teil des Rettungspaketes bürgen anteilig
die Euro-Staaten. Sie behalten die volle Kontrolle. Die
Kredite der Eurostaaten werden über eine Zweckgesell-
schaft technisch abgewickelt. Die Eckpunkte dieser
Zweckgesellschaft kennen Sie: einstimmige Entschei-
dungen, Befristung, eine Gründung nach luxemburgi-
schem Recht.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Legen Sie doch den Vertrag vor! – Wei-
tere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– An dem Vertrag – das wissen Sie; das haben wir Ihnen
in der Unterrichtung gesagt – wird gearbeitet. Er konnte
bis jetzt noch nicht fertiggestellt werden. Aber wenn es
gewünscht wird, werden wir Mittel und Wege finden,
dass kein Geld fließt, bevor der Vertrag über die Zweck-
gesellschaft nicht bekannt ist.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und dann? – Weitere Zurufe von der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Parlament wird in die Entscheidungen eingebun-
den. Der Mechanismus für die Kredite der Euro-Staaten
ist somit so gestaltet, dass der Budgethoheit des Bun-
destages in vollem Umfang Rechnung getragen wird.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt nicht! – Lothar Binding
[Heidelberg] [SPD]: Die Katze im Sack ist
das!)

Grundlage und Voraussetzung für eine in Brüssel ein-
stimmig zu treffende Entscheidung über die Vergabe ei-
nes Kredits ist eine Einschätzung des Internationalen
Währungsfonds, der Europäischen Zentralbank und der
Europäischen Kommission. Die Vergabe ist also an
strenge Konditionen geknüpft. Diese Kredite der Euro-
Staaten kommen aber erst zum Einsatz, wenn das neue
Gemeinschaftsinstrument nicht mehr ausreicht; denn für
Kredite im Umfang von insgesamt 60 Milliarden Euro
bürgt die Europäische Union selbst. Dabei handelt sie
auf Grundlage des Art. 122 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union. Unionshandeln auf
dieser Rechtsgrundlage ist jetzt möglich, weil einige
Mitgliedstaaten von einer sich ausbreitenden Ketten-
reaktion und damit von außergewöhnlichen Ereignissen,
die sich ihrer Kontrolle entziehen, ernstlich bedroht sind.

Dritter Grundsatz. Wir helfen unter der Bedingung,
dass die beschlossenen Maßnahmen für langfristige Sta-
bilität sorgen. Deutschland tritt für dauerhafte Stabilität
in Europa ein. Das war so bei der Gründung der Wirt-
schafts- und Währungsunion, und das ist auch heute so
und wird in Zukunft so sein. Niemandem in Europa wer-
den wir das ersparen. Ich sage: Im Kern der Auseinan-
dersetzung, die wir um jedes Detail führen, geht es um
genau diese Stabilitätskultur. Ich glaube, es ist wichtig
und richtig, dass wir darum kämpfen, dass sich die Vor-
stellungen, die bei der Gründung des Euro angelegt wa-
ren, auch langfristig durchsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dazu gehört natürlich auch die Verteidigung der
Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank. Sie
wurde nach dem Vorbild der Deutschen Bundesbank ge-
schaffen und garantiert seitdem erfolgreich die Preissta-
bilität im Euro-Raum. Die Sicherung der Preisstabilität
ist und bleibt das oberste Gebot der Europäischen Zen-
tralbank. Das macht den Kern ihrer Glaubwürdigkeit aus.
Ich habe daher keine Zweifel, dass sie diese Aufgabe wei-
terhin mit derselben Konsequenz wie bisher erfüllen
wird.

Mit unserem Paket zur Stabilisierung des Euro

(Zuruf des Abg. Lothar Binding [Heidelberg] 
[SPD])

und mit der Vereinbarung, die Staatsfinanzen entschlos-
sen zu konsolidieren, erleichtern wir der Europäischen
Zentralbank ihre Rolle,

(Lachen des Abg. Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

einen wichtigen Beitrag zur langfristigen Stabilität des
Euro-Raums zu leisten.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist ja eine schöne Formulierung dafür,
dass Sie die an die Kette gelegt haben! –
Sigmar Gabriel [SPD]: Glauben Sie Ihre Rede
eigentlich selber?)

Langfristige Stabilität ist ohne gesunde Staatsfinanzen
undenkbar. So einfach ist das.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Zugleich ist es so schwer; denn wir alle kennen die Rea-
lität unserer Länder. – Es ist wirklich komisch, wie
schnell man in ein paar Monaten vergessen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Sigmar Gabriel [SPD]: Ja, weil Sie es anders
machen!)

– Hören Sie doch einfach einmal zu.
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Zu viele wettbewerbsschwache Mitglieder der Euro-
Zone haben über ihre Verhältnisse gelebt und sind damit
den Weg in die Schuldenfalle gegangen. Das ist die ei-
gentliche Ursache des Problems.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb müssen wir das Problem bei den Wurzeln pa-
cken. Auf meinen Vorschlag hin haben sich die Staats-
und Regierungschefs am 7. Mai 2010 dazu verpflichtet,
ihre Haushalte im Rahmen des Stabilitätspaktes be-
schleunigt zu konsolidieren. Spanien und Portugal haben
dazu in der letzten Woche bereits zusätzliche Maßnah-
men vorgestellt. Ich begrüße das, und ich ergänze, ers-
tens: Das war unverzichtbar. Und zweitens: Die Maß-
nahmen müssen jetzt auch konsequent umgesetzt und
überprüft werden.

Es ist meine feste Überzeugung: Alle Mitgliedstaaten
müssen die Konsolidierung der nationalen Haushalte
beschleunigen. Erst dann können die Rettungsversuche
wirken. Denn die Fortsetzung der Verschleierung der
wahren Ursache der Krise würde Europa langfristig nicht
helfen. Das würde allen Mitgliedstaaten nur schaden. Da-
mit muss Schluss sein. Ich will gar nicht darum herumre-
den: Auch wir Deutschen haben – im Übrigen nicht erst
seit gestern, sondern seit über 40 Jahren – mehr Schulden
gemacht, als uns guttut. Auch wir leben auf Pump.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Aber wir haben die Kraft gefunden, diesen Kreislauf zu
durchbrechen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Wo das denn? – Sigmar Gabriel [SPD]: Wo
denn?)

Wir haben die Schuldenbremse in die Verfassung auf-
genommen. Genau das wird sich bei der Vorlage des
Haushaltes für 2011 niederschlagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie wissen ja, dass die Haushaltsberatungen im Parla-
ment jährlich im September stattfinden. Der Haushalt
wird im Juni, Anfang Juli vorgelegt.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Ich sage nur: Möven-
pick!)

Wir werden genau das beherzigen. Wir werden dann,
wenn die Schuldenbremse umfassend wirkt, nur das aus-
geben, was wir auch haben.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Aber an die Fal-
schen!)

Das bedeutet: Wir müssen von 2011 an sparen, und zwar
mit Verstand

(Joachim Poß [SPD]: Die Mövenpick-Steuer 
wieder einsammeln!)

und so, dass wir solide Finanzen haben und gleichzeitig
die Zukunft unseres Landes gestalten können und
Wachstum erzeugen. Das wird der Grundsatz sein, nach
dem wir unsere Haushaltsberatungen führen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Sigmar Gabriel [SPD]: Mö-
venpick!)

All dies wird aber noch nicht ausreichen, um tatsäch-
lich langfristige Stabilität zu sichern.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Der erste wahre Satz!)

Ohne Maßnahmen, mit denen wir Vorsorge für die Zu-
kunft treffen, werden wir keinen Erfolg haben. Mit sol-
chen Maßnahmen wird der Euro nach der Krise aber
stärker sein als zuvor.

Europa braucht eine neue Stabilitätskultur. Erreichen
werden wir sie aber nur, wenn wir die wirtschafts- und
finanzpolitische Koordinierung und die gegenseitige
Überwachung verbessern, und zwar für alle Mitglied-
staaten. Ich will noch einmal daran erinnern, dass der
Stabilitäts- und Wachstumspakt nicht nur für die Euro-
Staaten gilt, sondern für alle Mitgliedstaaten. Deshalb
kommt der Verabschiedung der Wachstumsstrategie
EU 2020 im Juni dieses Jahres eine erhebliche Bedeu-
tung zu. Es wird darum gehen, dass wir an dieser Stelle
deutlich machen, wohin wir dieses Europa entwickeln
wollen. Es versteht sich von selbst, dass wir natürlich da-
rauf achten werden, dass der Grundsatz der Stabilität erst
einmal eingehalten wird. Deshalb finde ich die Vor-
schläge der Kommission, die eine frühzeitige Vorlage
der Haushaltsentwürfe auch in Brüssel vorsehen, richtig;
denn das schränkt nicht die Budgethoheit der nationalen
Parlamente ein, gibt der Europäischen Kommission aber
die Möglichkeit, Stellung zu nehmen.

Es bleibt unumgänglich: Wir müssen das nachholen,
und zwar endlich, was bislang versäumt wurde, was we-
der mit dem Maastricht-Vertrag noch mit dem Lissabon-
Vertrag geschafft wurde: die notwendige wirtschaft-
liche Verzahnung der Europäischen Union. Sie muss
der Währungsunion folgen. Ohne sie wird die Wäh-
rungsunion auf Dauer nicht bestehen können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn ich das feststelle, ergänze ich aber auch un-
missverständlich: Erfolgreich wird eine solche stärkere
Verzahnung nur sein, wenn die Bedingungen für diese
Verzahnung stimmen. Konkret: Die Regeln dürfen sich
nicht nach den Schwächsten richten, sondern sie müssen
sich nach den Starken richten. Ich weiß, dass das eine
harte Botschaft ist. Ökonomisch ist sie aber ein absolutes
Muss. Sonst kämen wir vom Regen in die Traufe. Das
wird auch Folgerungen für die Aufgaben der Europäi-
schen Union insgesamt haben. Ich glaube, wir werden
weniger Richtlinien über den Salzgehalt im Brot, die
Umbenennung des Apfelweins oder die Obstverteilung
in Schulen haben und uns mehr mit einer vernünftigen
Infrastruktur, mit Forschungspolitik und der Zukunftsfä-
higkeit des europäischen Kontinents insgesamt befassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich sage Ihnen voraus, dass es auch bei dieser Frage
am Anfang wieder wenige Unterstützer geben wird und
wir uns wieder hart einsetzen werden. Doch weder kann
noch wird das das Kriterium für die Bundesregierung
sein, wenn es darum geht, zu entscheiden, ob wir unse-
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ren Grundsätzen folgen oder nicht. Dazu steht viel zu
viel auf dem Spiel, wie wir an der heutigen Debatte se-
hen.

Es ist nicht zuletzt die Stabilitätskultur der Währung
wie auch der Staatsfinanzen, die seit ihrer Gründung im-
mer zum Selbstverständnis der Bundesrepublik Deutsch-
land gehört hat und gehört. Das allein wäre aber noch
kein ausreichendes Argument. Viel wichtiger ist: Unsere
Stabilitätskultur hat sich mehr als bewährt, und weil sie
sich bewährt hat, werde ich davon, so zäh, so mühsam,
so langwierig und so zeitraubend die Debatten in Brüssel
auch immer sein mögen, kein Jota abweichen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb brauchen wir auch eine umfassende Reform
des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Die Verschär-
fung der Spielregeln muss vor allem einem Ziel dienen:
Die Mitgliedstaaten müssen ihrer Eigenverantwortung
für eine solide Haushaltsführung gerecht werden. Das ist
der Dreh- und Angelpunkt aller Anstrengungen und
kann gar nicht oft genug gesagt werden. Weil wir hier
schon ein wenig kontrovers diskutieren, will ich darauf
hinweisen: Die Veränderung und Abschwächung des
Stabilitätspakts im Jahr 2004 war ein großer Fehler.
Heute gilt es, auch das einmal zu sagen.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und
der FDP – Thomas Oppermann [SPD]: Das
war gerade der Schwerpunkt Ihrer Rede! –
Sigmar Gabriel [SPD]: Macht Sie das nicht
nachdenklich, dass die nur dabei klatschen?)

Ich messe daher der Gruppe der Finanzminister unter
dem Vorsitz von Präsident Van Rompuy große Bedeutung
zu. Bundesminister Schäuble wird bereits am Freitag, bei
der ersten Sitzung der Gruppe, umfangreiche deutsche
Vorschläge unterbreiten. Notwendig sind aus Sicht der
Bundesregierung unter anderem folgende Maßnahmen:
eine schnellere und straffere Anwendung von Sanktionen
gegen Euro-Mitgliedstaaten, die ihren Verpflichtungen
zur Senkung des Defizits nicht nachkommen. Zu diesen
Sanktionen zählt zum Beispiel, Strukturmittel aus dem
EU-Haushalt einzubehalten. Notwendig sind auch zu-
sätzliche Konsolidierungsanstrengungen von Mitglied-
staaten mit hohen Schuldenständen; denn diese bergen
besondere Risiken für die Krisenanfälligkeit. Notwendig
ist ein vorübergehender Entzug des Stimmrechts von no-
torischen Defizitsündern,

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das wird nie verabschiedet! Albern!)

und vor allem notwendig ist die Entwicklung eines Ver-
fahrens für eine geordnete staatliche Insolvenz. Damit
würden wir einen wichtigen Anreiz für die Euro-Mit-
gliedstaaten schaffen, ihre Haushalte in Ordnung zu hal-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn ich dies sage, bin ich mir natürlich bewusst:
Wirkliche Reformen hin zu einer neuen Stabilitätskultur
in ganz Europa erfordern Vertragsänderungen. Der Weg
dorthin wird – wie immer in Europa – nicht kurz sein;
aber das kann doch kein Argument sein, darauf zu ver-
zichten, das Richtige zu tun. Deshalb wird sich die Bun-
desregierung weiter für Vertragsänderungen einsetzen.

Meine Damen und Herren, bei all den Maßnahmen
und Prinzipien, die wir anwenden müssen, geht es im
Grundsatz noch um etwas anderes, um etwas viel Wich-
tigeres. Bankenkrise, Wirtschaftseinbruch, Konjunktur-
programme und jetzt die Währungskrise, bei all dem
geht es im Grunde um die Frage: Wie können wir das
Primat der Politik durchsetzen?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zurufe von der SPD:
Ach? – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Jetzt wenden Sie sich plötzlich
dieser Frage zu!)

Wir sehen nach der Bankenkrise von 2008 erneut, wie
durch das Fehlen von Grenzen und Regeln ein durch blo-
ßes Gewinnstreben geprägtes Verhalten auf den Finanz-
märkten zerstörerisch sein kann, wie es zu einer existen-
ziellen Gefahr für die Finanzstabilität in Europa, ja
weltweit werden kann.

(Thomas Oppermann [SPD]: Das wissen wir 
schon länger!)

Der Markt allein – um das ganz klar zu sagen – wird
diese Fehlentwicklungen nicht korrigieren.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ach nein! Ich denke, bei Ihnen gilt: „Privat vor
Staat“!)

Es ist deshalb die Aufgabe der Politik – der Parlamente
und Regierungen –, einzugreifen, zu regeln, im Zweifel
zu verbieten, um die Risiken beherrschbar zu halten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Noch einmal: Die Ursachen für die Finanzierungs-
krise liegen wahrlich nicht nur an den Finanzmärkten;
doch die Finanzmärkte haben wie ein Brandbeschleuni-
ger gewirkt. Um Schlimmeres zu verhindern, um das
Funktionieren unserer arbeitsteiligen Wirtschaft zu si-
chern, mussten die Länder des Euro-Raums handeln.
Nutznießer dieses Handelns sind nicht nur die Bürgerin-
nen und Bürger, sondern alle Teilnehmer am Wirt-
schaftsleben, also auch jene Finanzmarktakteure, die
zur Verschärfung der Krise erst beigetragen haben.

Das mag ökonomisch alles erklärt werden können, für
die Bürger ist es jedoch kaum nachvollziehbar. Sie wol-
len schlichtweg eines – ich finde, da haben sie recht –:
Sie wollen, dass es gerecht zugeht. Genau das, meine
Damen und Herren, müssen wir erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Das macht den Geist und das Wesen der sozialen Markt-
wirtschaft aus: In der sozialen Marktwirtschaft ist der
Staat seit jeher der Hüter der Ordnung, und als solcher
greift er ein. Deshalb verfolgen wir zwei Ziele: erstens
eine schärfere Regulierung und Aufsicht und zweitens
eine verursachergerechte Lastenteilung, die den Finanz-
sektor an den Kosten der Krisenbewältigung beteiligt.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Auf einmal!)
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(D)(B)
Den Worten zur Finanzmarktregulierung müssen Taten
folgen,

(Lachen und Beifall bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN – Sigmar Gabriel
[SPD]: Guten Morgen!)

mehr Taten und entschlossenere Taten als bisher.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Es ist wahr: Wir haben bereits einiges erreicht – da
auch Vertreter von Ihnen, die Sie jetzt in der Opposition
sind, dabei waren, würde ich das an Ihrer Stelle nicht
diskreditieren –: Vergütungen im Finanzsektor werden
künftig stärker am langfristigen Erfolg des Unterneh-
mens ausgerichtet. In Deutschland sind entsprechende
Regelungen schon seit dem vergangenen Jahr, zunächst
durch die Finanzaufsicht, vorgeschrieben.

Bundestag und Bundesrat werden ihre Beratungen
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung vom Fe-
bruar voraussichtlich im September abschließen. Rating-
agenturen werden in Europa künftig der Finanzaufsicht
unterworfen. Es wird an einer europäischen Finanzauf-
sicht gearbeitet. Die Debatten finden im Augenblick im
Europäischen Parlament statt. Die Einlassungen des Eu-
ropäischen Parlaments widersprechen leider in manchem
den Einlassungen der nationalen Parlamente. Deshalb
sind wir gefordert, hier schnell eine gemeinsame Rege-
lung zu finden; denn die Ratingagenturen können keiner
Aufsicht unterstellt werden, sofern nicht eine europäi-
sche Finanzmarktaufsicht beschlossen ist. Das ist jetzt
die Hauptaufgabe auf diesem Gebiet.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Aber natürlich ist noch nicht genug erreicht. Deshalb
ist der wichtigste nächste Schritt die Vorlage einer Richt-
linie, mit der wir eine verstärkte Transparenz und Beauf-
sichtigung der Derivatemärkte erreichen und durch die
die Rolle von Ratings und Ratingagenturen festgelegt
wird. Beim gestrigen Treffen des Finanzministerrats ist
der Zeitplan dafür von der Kommission vorgelegt wor-
den.

In den Bereichen, in denen ein nationaler Alleingang
Deutschlands keinen Schaden hervorruft, werden wir
auch im nationalen Alleingang handeln. Sie haben das
daran gesehen, dass die BaFin durch eine Allgemeinver-
fügung seit heute Mitternacht bestimmte Geschäfte ver-
boten hat: ungedeckte Leerverkäufe in Aktien der zehn
bedeutendsten deutschen Finanzunternehmen,

(Sigmar Gabriel [SPD]: Nachdem Sie sie erst 
einmal erlaubt hatten!)

ungedeckte Leerverkäufe von Staatsanleihen der Euro-
Zone, den Kauf von Credit Default Swaps auf Staatsan-
leihen des Euro-Raums, sofern der Käufer kein begrün-
detes Absicherungsinteresse hat. – Dies alles wird so
lange in Kraft bleiben, bis anderweitige Regelungen auf
der europäischen Ebene gefunden wurden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Dort, wo wir national nicht handeln können, brauchen
wir natürlich europäische oder internationale Regelun-
gen. Es ist gestern durch einen Beschluss des Ecofin-Ra-
tes gelungen, eine strengere Kontrolle und mehr Trans-
parenz bei Hedgefonds festzulegen. Der Rat der EU-
Finanzminister hat den Durchbruch erzielt und den Weg
für eine rasche Einigung mit dem Europäischen Parla-
ment frei gemacht. Fondsmanager – nicht nur von
Hedgefonds, sondern auch von Private-Equity-Gesell-
schaften – werden künftig einer Aufsicht unterstellt und
bestimmten Verhaltensvorschriften unterliegen. Sie müs-
sen vor allen Dingen ihre Anlagestrategien offenlegen,
was ein ganz wichtiger Schritt ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Außerdem müssen wir sicherstellen – auch dazu wer-

den erste Überlegungen angestellt –, dass eine Abwick-
lung und Restrukturierung von Banken möglich wird.
Damit schließen wir aus, dass der Staat von großen Ban-
ken erpresst werden kann und der Steuerzahler in Zu-
kunft wieder zur Kasse gebeten wird. Daneben brauchen
wir natürlich auch eine Beteiligung an den Kosten. Des-
halb muss die Branche in Zukunft durch eigene risiko-
basierte Abgaben einen Fonds speisen, mit dem solche
Restrukturierungen von Banken finanziert werden kön-
nen. Im März haben wir im Kabinett in Anwesenheit
auch der französischen Finanzministerin zu beidem Eck-
punkte verabschiedet. Der Gesetzentwurf wird folgen,
und dann können wir hier darüber debattieren.

Darüber hinaus müssen die Finanzinstitute nach unse-
rer Auffassung zur Bewältigung der Kosten der Krisen-
bewältigung beitragen.

(Thomas Oppermann [SPD]: Endlich!)
Wir haben – ich hatte das schon dargestellt – den Inter-
nationalen Währungsfonds um Vorschläge dazu bis zum
nächsten Gipfel im Juni gebeten. 

Ich will hier nicht wieder, wie in der letzten Debatte,
die Vorteile und Nachteile der Finanzaktivitätsteuer
und der Finanzmarkttransaktionsteuer beleuchten; sie
sind uns allen bekannt. Ich habe aber den Auftrag der
Koalitionsfraktionen sehr wohl wahrgenommen, die sa-
gen: Wir brauchen eine Besteuerung der Finanzmärkte,
sei es durch eine Finanzmarkttransaktionsteuer, sei es
durch eine Finanzaktivitätsteuer.

(Zurufe von der SPD: Oh!)
Für eine solche Besteuerung der Finanzmärkte werden
wir uns europäisch und international einsetzen. Das sage
ich den Koalitionsfraktionen und hinsichtlich der
Finanzmarkttransaktionsteuer auch den Oppositionsfrak-
tionen zu.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Wir wissen, dass es bei der Diskussion über die

Finanzmarkttransaktionsteuer schon lange nicht mehr
nur um die technischen Details der Steuer geht. Es geht
den Menschen vielmehr um die Frage, wie hier im Hin-
blick auf diejenigen, die bei all diesen Exzessen auf den
Märkten die großen Gewinne gemacht haben, Gerechtig-
keit erreicht werden kann. 

(Sigmar Gabriel [SPD]: Ja! – Thomas Oppermann 
[SPD]: Das ist der Punkt!)
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Wenn die Menschen um ihren Arbeitsplatz bangen,
wenn sie Sorgen um die Stabilität der Währung haben
und wenn sie natürlich auch Sparmaßnahmen ertragen
müssen,

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das haben wir Ihnen 
schon vor zehn Tagen gesagt!)

dann fragen sie sich, was wir tun, um wenigstens ein
Stück Gerechtigkeit bei dieser Lastenteilung zu errei-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Sigmar Gabriel [SPD]: Ja! Das fragen sie zu
Recht!)

– Zu Recht fragen sie das, ganz genau. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das 
fällt Ihnen spät ein!)

Es nützt aber nichts, dass sie das zu Recht fragen.
Vielmehr müssen wir auch etwas tun, damit daraus et-
was wird. Deshalb werde ich mich und wird sich die
ganze Bundesregierung auf dem G-20-Treffen dafür ein-
setzen, dass wir mit einer gemeinsamen europäischen
Haltung zu der Finanzmarktbesteuerung auftreten. Da-
her wurde die Finanzmarkttransaktionsteuer gestern un-
ter den Finanzministern schon diskutiert. Wenn wir dort
keine Einigung über eine internationale Steuer erreichen
sollten – das wird nicht an Deutschland liegen –, dann
werden wir in Europa diese Diskussion führen: Wie kön-
nen wir den Beitrag der Finanzbranche so gestalten, dass
die Menschen dieses Stück Gerechtigkeit auch empfin-
den? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, ich habe an dieser Stelle
vor nicht ganz zwei Wochen gesagt: Europa steht am
Scheideweg. – Das gilt unverändert. Europa steht am
Scheideweg, und es liegt jetzt an uns, den richtigen Weg
einzuschlagen, um die existenzielle Bewährungsprobe
zu bestehen, in der Europa sich befindet. Wir wissen,
dass wir Europa brauchen, um die großen Zukunftsauf-
gaben, die wir als Mitgliedstaaten nicht alleine bewälti-
gen können, mit Erfolg anzugehen. Ein Weg zurück aus
Europa ist in Zeiten der Globalisierung kein Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die europäische Einigung war, ist und bleibt die beste-
chendste, die großartigste und die verheißungsvollste
Idee, die Europa je gesehen hat. Sie ist das Vermächtnis
der politischen Generationen vor uns. Der Auftrag unse-
rer politischen Generation heute ist es, dieses Vermächt-
nis zu schützen und das 21. Jahrhundert zu Europas Jahr-
hundert zu machen. 

Unsere heutige Entscheidung ist ein weiterer unab-
dingbarer Schritt auf diesem Weg, auf dem Weg zu einer
langfristig stabilen Europäischen Union, die den Men-
schen nicht nur eine sichere Währung, sondern auch
Wohlstand und Frieden garantieren kann.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP)
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem

Kollegen Dr. Frank-Walter Steinmeier für die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Frank-Walter Steinmeier (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen

und Kollegen! Über einen Mangel an Regierungserklä-
rungen kann sich die Opposition in diesen Tagen nicht
beklagen. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: An 
Inhalten!)

Das Problem ist nur – da mögen sich Bundeskanzlerin
und Vizekanzler in Blazer und Krawatte noch so sorgfäl-
tig abstimmen –:

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Zuruf
von der CDU/CSU: Was ist das für ein Ni-
veau?)

Hinterher weiß man nicht recht, was erklärt worden ist.
Mir ist es jedenfalls nach der letzten Regierungserklä-
rung, Frau Bundeskanzlerin, nicht ganz klar geworden,
an welcher Stelle Sie in Ihrer Regierungserklärung um
die Mehrheit in diesem Hause geworben haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Heute bin ich mir bei manchen Passagen Ihrer Regie-
rungserklärung vorgekommen wie im falschen Film. Ich
kritisiere niemanden, der Einsicht zeigt – auch wenn Sie
die Regierungsfraktionen bei der Frage, ob Lehren aus
der Finanzkrise gezogen werden sollen, erst zum Beifall
auffordern mussten –;

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

aber vielleicht können Sie nachvollziehen, dass das für
die Opposition schwer auszuhalten ist: Wir haben vor
zwei Wochen in diesem Hause gefordert, 

(Rita Pawelski [CDU/CSU]: Was habt ihr 
davor gemacht?)

dass die Bewältigung der Finanzkrise nicht allein auf
den Schultern der kleinen Leute abgeladen wird und dass
die Finanzbranche einen substanziellen Beitrag zur Be-
wältigung der Kosten zu leisten hat. Sie haben uns von
diesem Pult aus – und in den Tagen danach Ihre Mata-
dore aus den Regierungsfraktionen – Naivität und auch
Unverstand vorgeworfen, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

und heute, zwei Wochen später, tun Sie so, als wären un-
sere Forderungen nahezu das Selbstverständlichste von
der Welt. Ich ahne schon, dass Sie, wenn Sie am Freitag
hier reden, am Ende so tun werden, als wären sie von Ih-
nen erfunden worden. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Genauso ist es!)
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Das zieht einem die Schuhe aus, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Nun könnte ich es mir als Vertreter der Opposition
leicht machen

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Sie machen es 
sich viel zu leicht!)

und mit Blick auf das, was Sie eben zu den Finanzmärk-
ten und dem von ihnen zu leistenden Beitrag gesagt ha-
ben, sagen: Besser spät als nie.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Wir 
sind hier nicht auf dem Jahrmarkt!)

– Ich weiß, dass das wehtut. – Aber was wir in den letz-
ten sieben Monaten von dieser Regierung erlebt haben,
lässt kaum jemanden in Deutschland ruhig schlafen. Der
Verdacht, den wir anfangs geäußert hatten, wird von Tag
zu Tag zur Gewissheit, nämlich dass diese Regierung
weder Linie noch Richtung und vor allen Dingen keinen
Mut hat. Das kann nicht so weitergehen in Deutschland,
nicht in dieser schwierigen Situation, in der wir sind.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Frau Bundeskanzlerin, aus den letzten Wochen bleibt
der Eindruck, dass auch Sie selbst bei jeder der schwieri-
gen Entscheidungen, die zu fällen waren, im Grunde ge-
nommen zum Jagen getragen werden mussten, am Ende
sogar, wie wir heute gemerkt haben, von der eigenen
Partei. Das wirkt ratlos; das wirkt kraftlos. Mitten in ei-
ner Krise, die der Präsident der EZB vor kurzem als die
größte Krise seit dem Zweiten Weltkrieg bezeichnet hat,
wirken Sie selbst eher wie eine Getriebene, wie eine Ge-
triebene der Märkte, wie eine Getriebene von Europa,
wie eine Getriebene von der FDP und am Ende sogar
wie eine Getriebene von der eigenen Partei. Das könnte
einer Opposition egal sein. Aber so kommen wir aus der
Krise nicht heraus. Das ist dramatisch für unser Land.

(Beifall bei der SPD)

Wir kommen so nicht nur nicht heraus; das ist nicht al-
lein das Problem. Vielmehr haben wir in den letzten Wo-
chen gesehen, dass man auf diese Weise noch tiefer in
die Krise hineingeraten kann. Herumlavieren, wie wir es
erlebt haben – darüber haben wir auch kritisch disku-
tiert –, das Taktieren mit Wahlterminen, mit dem in
Nordrhein-Westfalen, das alles hat uns doch in Wahrheit
in Europa ein Stückchen tiefer in die Krise hineingetra-
gen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jeder Ökonom – auch der von Ihnen so sehr geschätzte
IWF erst am letzten Wochenende – sagt Ihnen, früheres
Handeln hätte ein Übergreifen der Krise auf die Nach-
barstaaten verhindert. Sie haben seit fünf Wochen nichts
getan, geleugnet und verschleppt. Das ist der Fehler, den
wir Ihnen vorwerfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Fünf Wochen? Fünf Monate!)

Am 22. März – ich darf das in Erinnerung rufen –,
drei Tage vor dem Grundsatzbeschluss der Europäischen
Union zur Griechenland-Hilfe, haben Sie, Frau Bun-
deskanzlerin, öffentlich erklärt, dass es nicht um aktuelle
Hilfen für Griechenland geht. Einen Tag vor der Sitzung
des Rates erklärt der Parlamentarische Staatssekretär
beim BMF, Herr Koschyk, hier im Parlament – ich zi-
tiere –:

Der Präsident des Europäischen Rates, Herman Van
Rompuy, hat das von Ihnen genannte Thema nicht
für die Tagesordnung des Europäischen Rates am
25./26. März 2010 vorgesehen.

Es kam, wie wir alle wissen, völlig anders. Der Grund-
satzbeschluss für die Griechenland-Hilfe wurde just auf
dieser Sitzung des Rates gefällt. Es ist immer dasselbe
Muster: Entscheidungen verschleppen, hier im Bundes-
tag verschleiern, was genau verhandelt wird. Keiner
rückt mit der Sprache wirklich heraus. Stattdessen wurde
über Wochen der Boulevard munitioniert, mit den Fol-
gen, die wir jetzt erleben. 

(Beifall des Abg. Joachim Poß [SPD])

Den vorläufigen Höhepunkt haben wir in der vorletzten
Woche erlebt. Da erklärte der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der FDP-Fraktion unmittelbar vor der Ab-
stimmung und voller gespielter Empörung, wie ich in
Erinnerung habe – ich zitiere –: Es bleibt bei den
22,4 Milliarden Euro, die der Bundestag heute mit dem
Gesetzentwurf beschließen wird. Es wird kein einziger
Cent mehr.

(Heiterkeit bei der SPD)

Sie haben recht gehabt: Es ist kein Cent mehr geworden.
Allerdings sind 750 Milliarden Euro daraus geworden.
Das ist die ganze Wahrheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Fricke, Sie wissen, dass ich Sie persönlich
schätze. Deshalb ein Wort dazu: Man muss vorsichtig
sein, wenn man sich in diesen bewegten Zeiten so fest-
legt, nur um kurzzeitig einmal Applaus von der eigenen
Fraktion zu bekommen. Man gefährdet so aber das Ver-
trauen des ganzen Parlamentes. Vertrauen werden Sie
von den Regierungsfraktionen zukünftig dringender
brauchen als in den vergangenen Monaten.

(Beifall bei der SPD)

Wir reden uns hier im Parlament die Köpfe über die
22 Milliarden Euro heiß. Sie beschimpfen uns, als wir
sagen, das werde nicht das Ende der Fahnenstange sein.
Fünf Stunden später, am Nachmittag desselben Tages, ist
die Dimension der europäischen Rettungspakete dann
20-mal größer als das, was wir vormittags hier verhan-
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delt haben. Vielleicht begreifen Sie – wir alle haben ein-
mal hier auf unterschiedlichen Stühlen gesessen –, dass
der Bundestag und vermutlich am Ende nicht nur die
Oppositionsfraktionen Vermutungen anstellen, wer was
gewusst und wer die Abgeordneten möglicherweise be-
wusst im Unklaren gelassen hat. Ich will gar nichts un-
terstellen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

– Passen Sie auf! – Ich will nicht unterstellen, dass hier
jemand bewusst die Unwahrheit gesagt hat; aber die an-
dere Variante, die dann allerdings bleibt, ist nicht die
schönere für die Koalitionsfraktionen und die Regie-
rung. Die andere Variante ist aus meiner Sicht die
schlimmere. 

(Zuruf von der SPD: Ja!)

Vieles spricht doch in der Tat dafür, dass die Regierung,
die gesamte Mannschaft, nach Brüssel gefahren ist, ohne
zu wissen, was die Kommission möglicherweise im Ver-
bund mit den Vertretern größerer Mitgliedstaaten bereits
vorbereitet hatte. Das müssen Sie sich einmal vorstellen:
Die fundamentale europäische Frage wird ohne Deutsch-
land vorbereitet, vielleicht sogar an Deutschland vorbei
und am Ende gegen Deutschland. – Das hat sich in die-
ser Europäischen Union verändert, und das ist die Bilanz
nach sieben Monaten Ihrer Regierungszeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Damit wir uns richtig verstehen: Die Entscheidungen,
die am 8. oder 9. Mai gefallen sind – es waren weitrei-
chende Entscheidungen zur Rettung des Euro –, waren
richtig. Es war richtig und notwendig, den Angriff der
Spekulanten auf den Euro abzuwehren; es war auch rich-
tig, Tabus über Bord zu werfen. Aber seien Sie, meine
Damen und Herren, nicht zu stolz darauf. Diesen Mut
haben andere in Europa gehabt, nicht die deutsche Bun-
deskanzlerin und die deutsche Bundesregierung. Was ist
aus der deutschen Führungsrolle in Europa geworden?
Sie sind vom Führerstand in das Bremserhäuschen um-
gestiegen, aber das ist die falsche Richtung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das wären schon Probleme genug. Etwas anderes
– das kann ich Ihnen nicht ersparen – finde ich noch em-
pörender als das eben Beschriebene, nämlich den Satz,
der in einer öffentlichen Rede der Frau Bundeskanzlerin
gefallen ist: Wir haben über unsere Verhältnisse gelebt. –
Frau Merkel, das ist ein verräterischer Satz, verräterisch
deshalb, weil dieser Satz belegt, woran diese Koalition
täglich scheitert, nämlich an der Realität, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

und zwar nicht nur, weil sie nicht nach den Erfordernis-
sen der Realität handelt, sondern weil sie sich sogar wei-
gert, sie zu benennen.

(Birgit Homburger [FDP]: Elf Jahre SPD-
Finanzminister!)
Frau Merkel – das sage ich auch Ihnen, Frau Homburger –,
nicht wir alle haben über unsere Verhältnisse gelebt. Die
Wahrheit ist: Diejenigen, die über die Verhältnisse gelebt
haben, wissen nicht einmal, wie die Verhältnisse für die
Mehrzahl der Menschen in Deutschland sind. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber im Ernst: Auch Sie wollen doch nicht sagen,
dass der Wachmann, der jeden Morgen vor der Tür von
Frau Merkel steht, mit seinen 1 200 Euro im Monat über
seine Verhältnisse gelebt hat. Dasselbe gilt für die Ver-
käuferin in der Bäckerei oder in der Fleischerei, in denen
wir einkaufen, oder die bei Schlecker, Lidl oder Aldi.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Wider-
spruch bei der CDU/CSU und der FDP)

– Ich habe den Satz nicht gesagt. Damit müssen Sie zu-
rechtkommen. Ich habe nicht gesagt, dass wir über un-
sere Verhältnisse gelebt haben. – Aber dass die über ihre
Verhältnisse gelebt hätten, ist doch wirklich ein zyni-
scher Satz. Man muss sich wirklich wundern, dass da-
rüber nicht mehr Aufregung in diesem Lande herrscht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Volker Kauder [CDU/CSU]:
Solche Sprüche macht der, der Hartz IV erfun-
den hat! Sauber! Sie haben Hartz IV erfun-
den!)

Die Realität, der Sie auf der Regierungsseite sich ver-
weigern, ist eine ganz andere, und das wissen die Men-
schen. Zum Zusammenbruch im September 2008 kam
es nicht deshalb,

(Ingrid Fischbach [CDU/CSU]: Furchtbar!)

weil wir über unsere Verhältnisse gelebt haben, sondern
weil die Akteure auf den Finanzmärkten in Unvernunft
und Verantwortungslosigkeit jedes Jahr das Rad noch ein
Stückchen weitergedreht haben. Dabei sind sie vom
Zeitgeist in den Wirtschaftsinstituten unterstützt und ge-
trieben worden. Das ist die ganze Wahrheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ging so lange, bis es zum Knall kam und sich alle
vom Acker gemacht haben, was dazu führt, dass die
Kosten nun genau von denjenigen getragen werden müs-
sen, von denen Sie sagen, sie hätten über ihre Verhält-
nisse gelebt. Das darf man nicht machen. Man muss sa-
gen, was ist. Damit fängt jede Verantwortung in der
Politik an. Sie wollen nicht sehen und nicht sagen, was
ist. Das ist meine Bewertung Ihrer öffentlichen Reden
aus den letzten Tagen.

(Beifall bei der SPD)

Indem Sie sich dieser Realität verweigern, werfen Sie
– das kann ich zumindest in Ihre Richtung sagen – gleich
auch noch ein Stück eigene Regierungsgeschichte mit
über Bord. Warum? Frau Merkel, Sie hatten in der Gro-
ßen Koalition einen Finanzminister, der die Konsolidie-
rung des Haushalts betrieben hat, was ihm ohne die



4134 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 42. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 19. Mai 2010

Dr. Frank-Walter Steinmeier

(A) (C)

(D)(B)
Pleite von Lehman Brothers und das, was danach pas-
sierte, auch gelungen wäre.

(Lachen bei der FDP)

Ohne die Gier und die Maßlosigkeit auf den Finanz-
märkten hätte es keine wachsende Neuverschuldung ge-
geben. Sie wissen das; Sie haben das doch mitgetragen.
Warum beschweren Sie sich also?

(Widerspruch bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

In anderen Zeiten haben Sie das gelobt. Eine Netto-
neuverschuldung von null in 2011 wäre realistisch gewe-
sen.

(Beifall bei der SPD)

Dass es anders kam, werfe ich doch niemandem persön-
lich vor, auch der Bundeskanzlerin nicht. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der
FDP – Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie sind
aber großzügig!)

Aber der von Peer Steinbrück beschrittene Pfad wurde
von denselben 82 Millionen Deutschen beschritten, von
denen Sie heute sagen, sie hätten über ihre Verhältnisse
gelebt. Da kann doch irgendetwas nicht stimmen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist doch ganz offenbar, dass nicht dieses abstrakte
„wir“, sondern nur einige, die wir benennen können, die
Verhältnisse ins Chaos gestürzt haben. Deshalb bleibt
nur ein einziger richtiger Schluss: Diejenigen dürfen
jetzt nicht ungeschoren davonkommen. Dafür müssen
wir in diesem Hause sorgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Zum Gesetzentwurf selbst und zu den Einzelheiten
wird Carsten Schneider gleich noch ein paar Worte sa-
gen. Unser wichtigstes Anliegen – –

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP)

– Wollen Sie unsere Zustimmung

(Zuruf von der FDP: Nein! – Gegenrufe von 
der SPD: Ah!)

möglicherweise erwerben oder nicht? –

(Christian Lindner [FDP]: Wir sind nicht 
käuflich!)

Die Geschäftsbedingungen haben wir in der vorvergan-
genen Woche geklärt. Das sind nicht nur unsere. Sie wis-
sen: Bei einer reinen Kreditermächtigung kann es nicht
bleiben. Mit Blick auf die Regierungserklärung am heu-
tigen Morgen sage ich: Ich erkenne an, dass es in einigen
Fragen offenbar Bewegung gibt, vielleicht sogar die Be-
reitschaft, sich Anliegen zu eigen zu machen, die wir in
der vorletzten Woche hier vorgetragen haben. Aber
ebenso klar muss für die nächsten Tage bis zur Abstim-
mung bleiben: Bloße Ankündigungen – auch das ist das
Ergebnis der letzten Woche und des verloren gegange-
nen Vertrauens – werden nicht ausreichen.

(Beifall bei der SPD)

Der Bundestagspräsident hat erst vor wenigen Tagen
an das Recht des Parlaments erinnert, Gesetzesvor-
schläge zu sehen und klare Erwartungen an die Bundes-
regierung zu richten. Ein Verfahren wie das, das wir in
der vorletzten Woche hatten und in dieser Woche haben,
mag mit Blick auf die Krise notwendig und unvermeid-
lich sein. Aber dass ein Verfahren wie dieses – das ist
nicht nur die Auffassung der Opposition – am Selbstver-
ständnis des Parlaments rührt, muss uns allen doch klar
sein. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Selbstachtung des Parlaments verlangt es, dass
wir hier nicht nur Reden austauschen, sondern dass wir
uns, wenn Sie wirklich die Erwartung haben, etwa bei
der Kontrolle der Finanzmärkte und auch bei der finan-
ziellen Beteiligung der Finanzmärkte annähern. Wir
sollten uns darüber nicht nur in Reden austauschen, son-
dern wenn wir uns hinsichtlich einer effektiveren Auf-
sicht über die Finanzmärkte, der Notwendigkeit einer
Regulierung, der Einhegung der Hedgefonds, des Ver-
bots schädlicher Finanzmarktprodukte sowie der Auf-
sicht über Ratingagenturen und erster Schritte hin zu
europäischen Ratingagenturen bis hin zur Frage der
Finanzmarkttransaktionsteuer einig sein sollten, dann
sollte dies auch schwarz auf weiß in einem Text stehen;
das ist geübtes parlamentarisches Verfahren. Das ist
keine Holschuld der Opposition, das ist eine Bringschuld
der Regierung. Ich fordere Sie auf, das zu erledigen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Sie können jedenfalls sicher sein – und das abschlie-
ßend –: Meine Fraktion weiß um die politische Verant-
wortung für dieses Land wie für Europa. Wir wissen,
dass es um riesige, fast unvorstellbare Größenordnungen
geht: um 750 Milliarden Euro, davon 500 Milliarden
Euro von der EU, 440 Milliarden Euro von den Euro-
Ländern. Wir wissen, dass es nicht nur um Kredit-
ermächtigungen und Geld geht, sondern dass mehr auf
dem Spiel steht: der künftige Weg Europas und die Zu-
kunft unserer Demokratie. Viel steht auf dem Spiel. Ent-
weder gelingt es uns 

(Patrick Döring [FDP]: Ihr macht ja nicht mit!)

– wartet ab –, die Verhältnisse wieder in Ordnung zu
bringen, die Märkte neu zu ordnen und die Lasten fair zu
verteilen, oder wir untergraben in der Tat das Vertrauen
in Europa und seine Mitgliedstaaten und auch das Ver-
trauen in die Politik und die Demokratie. 

Weil am Ende sehr viel auf dem Spiel steht – wir wis-
sen das –, erfordert das eine sehr sorgfältige und ernst-
hafte Debatte hier im Hause. Wir werden klar entschei-
den; verlassen Sie sich darauf. Aber wie wir uns
entscheiden, hängt davon ab, ob die heutigen Ankündi-
gungen wirklich ernst gemeint sind und ob, wie Sie ver-
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sprochen haben, den Worten tatsächlich Taten folgen.
Die Regierung hat das in der Hand. 

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun die Kollegin Birgit Homburger für

die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zurufe von der SPD: Oh!)

Birgit Homburger (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

Lage ist ernst. 

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Es geht nicht um einzelne Länder. Es geht nicht um
Griechenland, es geht auch nicht um Spanien oder Portu-
gal. Es geht um Europa insgesamt. Es geht um die EU
und damit um die Basis unseres Friedens und unseres
Wohlstands. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Als wir vor zwei Wochen erstmals über ein Hilfspaket
für die Stabilität des Euro diskutierten, hatten viele von
uns große Sorgen, wie sich die marode Haushaltssitua-
tion in vielen Ländern der Europäischen Union auf
Dauer entwickeln und auswirken würde. Wir haben des-
halb klargemacht, dass man nicht bei einer Krisenbewäl-
tigung stehen bleiben kann, sondern dass es zu einer
Krisenprävention kommen muss. Wir haben in einem
umfangreichen Entschließungsantrag Vorschläge ge-
macht. 

Die Lage hat sich in bis dahin unvorstellbarer rasanter
Geschwindigkeit weiterentwickelt und verschärft. Diese
Lage stellt Europa vor die größte Herausforderung in
seiner Geschichte. Es geht hier um Glaubwürdigkeit
und Vertrauen in die gemeinsame Währung. Diese
Glaubwürdigkeit und dieses Vertrauen sind der Lebens-
nerv des Euro. Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger darf nicht verspielt werden. Ich sage an dieser Stelle:
Gegen das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger darf
nicht spekuliert werden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dafür werden wir sorgen.

Ich sage an dieser Stelle ebenfalls: Wir teilen die Sor-
gen der Bürgerinnen und Bürger, und wir nehmen sie
ernst. Herr Steinmeier, Sie haben in Ihrer Rede eben hier
Vorwürfe gemacht und Allgemeinplätze verkündet, aber
keinen einzigen Lösungsvorschlag genannt. 

(Sigmar Gabriel [SPD]: Sie greifen doch ge-
rade unsere Lösungsvorschläge auf!)

Das, was Sie hier abgeliefert haben, Herr Steinmeier,
war unterirdisch und der SPD schlicht nicht würdig. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Sigmar Gabriel [SPD]: Glauben Sie eigentlich,
was Sie da sagen?)

Es geht um die Sicherung und Stabilisierung unserer
Währung. Es geht um die Sicherung und Stabilisierung
des Wirtschaftsraums, und es geht um die Sicherung des
Wohlstands. Darüber hinaus hat die Politik die Bewäh-
rungsprobe zu bestehen, ob sie das Heft des Handelns
zurückgewinnt. In drei Bereichen müssen Maßnahmen
durchgeführt werden: Erstens muss ein Sofortpaket ge-
schnürt werden, zweitens müssen Regulierungen am Fi-
nanzmarkt durchgeführt werden, drittens braucht Europa
einen neuen Stabilitätspakt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wenn heute ein Stabilitätspaket mit einem riesigen
Umfang vorgelegt wird, dann wirkt dieses Paket wie ein
Schutzschirm für den Euro und für die Sparerinnen und
Sparer. Wir handeln im Interesse der Bürgerinnen und
Bürger unseres Landes. Ich sage ganz deutlich: Wir wer-
den alles dafür tun, dass die Krise des Euro nicht zur
Vertrauenskrise im Hinblick auf das gesellschaftliche
und das politische System in Europa wird. 

(Beifall bei der FDP – Fritz Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Machen Sie es mal
konkreter, bitte!)

Europa und der Euro sind eine Erfolgsgeschichte. Der
gemeinsame Währungsraum hat für wirtschaftlichen Er-
folg und Stabilität gesorgt. 63 Prozent unserer Exporte
gehen in europäische Länder, hängen also von Europa
ab. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Diese Rede hätten Sie vor vier Jahren
halten können, aber nicht heute!)

Ein Viertel der Arbeitsplätze hängt vom Export ab. Des-
halb ist die Stabilisierung des Euro von herausragender
Bedeutung, und deshalb haben wir dieses Sofortpaket
auf den Weg gebracht. Die Bundeskanzlerin hat es be-
schrieben. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wollten doch konkret werden!)

Ich glaube, es ist ein starkes Signal an die Märkte. 

Wir haben darüber hinaus deutlich gemacht, dass es
dieses Sofortpaket nicht ohne Bedingungen gibt. Diese
Bedingungen sind: dass die Hilfe kein Selbstläufer wird, 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch keine Bedingung!)

dass der IWF weiter eingebunden ist, dass es harte Spar-
auflagen für diejenigen gibt, die die Hilfe in Anspruch
nehmen, 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Erzählen Sie uns lieber etwas über die
Zukunft!)

dass Entscheidungen einstimmig getroffen werden müs-
sen, dass die Existenz der Stabilitätsgesellschaft auf drei
Jahre befristet ist, dass es keine gesamtschuldnerische
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Haftung gibt, dass es eine klare Einbeziehung des Parla-
ments gibt und dass präventive Maßnahmen auf den
Weg gebracht werden. Mit diesen Bedingungen gehen
wir in die Zukunft. Damit wird vermieden, dass es zu-
künftig erneut Situationen wie diese gibt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es geht um die Regulierung der Finanzmärkte. Es
geht darum, die Exzesse zu beseitigen. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt aber mal konkret!)

Der Deutsche Bundestag hat in der letzten Woche einen
Entschließungsantrag beschlossen. Im Raum stand die
Frage, ob der Bundestag überhaupt die Möglichkeit hat,
Einfluss zu nehmen, und ob durch seine Einflussnahme
überhaupt etwas bewegt würde. Ich stelle fest: Es hat
sehr wohl etwas bewegt, dass wir, der Deutsche Bundes-
tag, mit Blick auf das Hilfspaket für Griechenland klar-
gemacht haben, dass wir erwarten, dass in Europa
weitere Schritte in Richtung einer entsprechenden Regu-
lierung der Finanzmärkte gegangen werden. 

Gestern ist – die Bundeskanzlerin hat darüber berich-
tet – die europäische Richtlinie zur Regulierung der
Hedgefonds auf den Weg gebracht worden. Ich will Ih-
nen jetzt etwas zitieren: 

Hedgefonds sollen gegenüber herkömmlichen In-
vestmentfonds nicht mehr diskriminiert werden. 

Weiter: 

Private Anleger werden von höheren Renditen der
Hedgefonds profitieren können.

– Dies sagte, meine sehr verehrten Damen und Herren,
am 6. März 2003 der damalige Bundesminister Eichel in
einer Rede an der Goethe-Universität in Frankfurt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Zurufe 
von der FDP: Aha!)

Er hat deutlich gemacht, dass man hier Hedgefonds
zulassen will. Am 1. Januar 2004 ist unter rot-grüner
Verantwortung das Investmentmodernisierungsgesetz in
Kraft getreten.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Widerspruch bei der SPD)

– Sie brauchen sich überhaupt nicht aufzuregen. Sie ver-
suchen draußen den Eindruck zu erwecken, dass es das
alles, wenn es nach Ihnen gegangen wäre, überhaupt
nicht gegeben hätte, dass dann alles längst reguliert
wäre. Das ist aber überhaupt nicht der Fall. Es verhält
sich doch ganz anders: Sie tragen eine Mitverantwor-
tung. Geben Sie das doch endlich zu! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Sigmar Gabriel [SPD]: Sie haben gar nicht
verstanden, dass das ein Begrenzungsgesetz
war, Frau Homburger! – Klaus Ernst [DIE
LINKE]: Haben Sie denn damals widerspro-
chen oder zugestimmt?)
Vor diesem Hintergrund sage ich ganz deutlich: Ich
begrüße die Entscheidung, die die BaFin getroffen hat,
nämlich ungedeckte Leerverkäufe zu verbieten. Wir
sind bereit, das gesetzlich abzudecken. Wir sind bereit,
alles zu tun, was diese hochspekulativen Geschäfte ver-
hindert. Was wir national tun können, tun wir national.
Jetzt geht es tatsächlich darum, endlich zu handeln. Und
diese Regierung handelt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gegen die Spekulation mit Staatsanleihen werden al-
lerdings nur europa- und weltweite Lösungen helfen. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Ausreden!)

Es ist ja angekündigt, dass die EU im Juli eine Regelung
zu Leerverkäufen und zu Derivaten treffen wird. 

Was uns unterscheidet, Herr Steinmeier, ist: Wir ha-
ben in den letzten Wochen mehr erreicht als die SPD in
all den Jahren, in denen sie die Regierung stellte. Das ist
die Wahrheit, die Sie zur Kenntnis nehmen müssen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Wi-
derspruch bei der SPD – Johannes Kahrs
[SPD]: Selber nichts hingekriegt und jetzt hier
Phrasen dreschen! – Sigmar Gabriel [SPD]:
Das muss den Wählern in Nordrhein-Westfa-
len entgangen sein!)

Es braucht weitere Schritte: eine Regulierung des
grauen Kapitalmarkts, die Gründung einer europäischen
Ratingagentur und vor allen Dingen auch eine Kontrolle
der Ratingagenturen. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Ihnen ist gar nichts
eingefallen! Steuererhöhungen standen bei Ih-
nen auch nicht im Programm!)

Es braucht außerdem auch eine klare Finanzmarktauf-
sicht. Wir wollen, dass all das auf den Weg gebracht und
europaweit umgesetzt wird. Wir erwarten auch, dass sich
in Europa etwas bewegt.

Wir haben noch einen weiteren Punkt – den will ich
hier ganz klar ansprechen –, 

(Sigmar Gabriel [SPD]: Endlich mal etwas 
Klares!)

nämlich die Beteiligung der Finanzmärkte an den
Kosten der Krise. Das ist aus unserer Sicht eine Ge-
rechtigkeitsfrage.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Wir haben seit langem deutlich gemacht: Wer in der
Hoffnung auf Absicherung der eigenen Ausfälle durch
die Steuerzahler spekuliert, muss an den Kosten der
Krise beteiligt werden. Diese Forderung setzen wir auch
um. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Sigmar Gabriel [SPD]: Wird
Ihnen bei Ihren Pirouetten nicht langsam
schwindlig?)
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Im Übrigen werden wir dabei darauf achten, dass nicht
die kleinen Sparer belastet werden, sondern diejenigen,
die tatsächlich Anteil an der Krise haben. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Sie erhöhen jetzt die 
Steuern!)

Wir wollen ein Insolvenzrecht für Staaten. Das be-
deutet Umschuldung. Umschuldung wiederum bedeutet,
dass zielgenau diejenigen zur Übernahme der Kosten he-
rangezogen werden, die sie auch hervorgerufen haben.
Wir wollen uns in Europa und im Rahmen der G 20 für
ein abgestimmtes Vorgehen bei der Beteiligung des Fi-
nanzmarktsektors einsetzen. Auch das ist schon im
Deutschen Bundestag beschlossen worden. Wir haben
die Einführung einer Bankenabgabe in Deutschland auf
den Weg gebracht. Die SPD hat während ihrer Regie-
rungszeit – 

(Johannes Kahrs [SPD]: Den Haushalt konsoli-
diert, gnädige Frau, und Steuern gesenkt!)

da war im Übrigen die Finanzmarktkrise schon da, wenn
Sie das einmal zur Kenntnis nehmen wollen, Herr
Steinmeier – immer nur Konsequenzen gefordert. Wir
dagegen ziehen die Konsequenzen und handeln. Das ist
der Unterschied.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir brauchen eine neue Verantwortungsethik in der
Wirtschaft und auch auf den Finanzmärkten. Was in
vielen Familienbetrieben, was im Mittelstand Normalität
ist, dass man nämlich für Entscheidungen, die man trifft,
haftet, und zwar auch mit dem eigenen Vermögen, ist ein
ethisches Fundament der sozialen Marktwirtschaft. Die
Geltung dieses Prinzips wollen wir auch auf den Finanz-
märkten und bei Kapitalgesellschaften um- und durch-
setzen. Es muss so sein, dass Unternehmen und auch ihre
Manager für die Folgen ihrer Entscheidungen haften.
Nur das sorgt für verantwortliches Handeln. Haftung
und Risiko müssen zusammengebracht werden, Verant-
wortung muss gestärkt werden. Wir wollen, dass das
Bild eines ehrbaren Kaufmanns wieder Gültigkeit hat, 

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Dann fangen
Sie damit doch einmal an! – Sigmar Gabriel
[SPD]: Dann müssen Sie Ihren Vorsitzenden
auswechseln!)

auch im Wirtschaftsbereich und auf den Finanzmärkten.
Wenn man das umsetzen will, dann muss man klar han-
deln. Auch das haben wir getan. 

(Zuruf von der SPD: Seit wann? – Johannes
Kahrs [SPD]: Lesen Sie doch mal Ihr Wahl-
programm!)

Wir haben eine Richtlinie umgesetzt, mit der wir da-
für sorgen wollen, dass bei Managervergütungen andere
Maßstäbe angelegt werden,

(Thomas Oppermann [SPD]: Jetzt aber nicht 
durcheinanderkommen!)

dass mehr auf die Langfristigkeit geachtet wird
(Johannes Kahrs [SPD]: Was steht dazu denn 
in Ihrem Wahlprogramm?)

und dass nicht in jedem Fall Boni gezahlt werden dürfen,

(Thomas Oppermann [SPD]: Sie sind ja eine 
richtige Regulierungspartei!)

sondern dass man auch mit einem Gehaltsabschlag zur
Verantwortung gezogen werden kann, wenn es schlecht
läuft;

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann müsste Ihr Gehalt jetzt aber ganz
schön stark gekürzt werden!)

auch das muss möglich sein. Wir werden darüber hinaus
die zivilrechtlichen Verjährungsfristen verlängern,

(Johannes Kahrs [SPD]: Sie fallen noch unter 
5 Prozent, wenn Sie so weitermachen!)

um zu erreichen, dass diejenigen, die Schuld haben, auch
zur Verantwortung gezogen werden können. All das ha-
ben wir in kurzer Zeit auf den Weg gebracht, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Thomas Oppermann [SPD]: Ich bin 
beeindruckt!)

Daran wird deutlich, dass wir daran arbeiten, einen Rah-
men zu setzen, der eine neue Verantwortungsethik in der
Wirtschaft möglich macht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Johannes Kahrs [SPD]: Das
glaubt ja nicht mal Ihre eigene Fraktion!)

Jetzt ein Wort zur Finanzmarkttransaktionsteuer.

(Zurufe von der LINKEN: Oh! Doch noch! – 
Endlich!)

Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, tragen die-
ses Thema wie eine Monstranz vor sich her.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Nein! Die CSU macht
das derzeit! – Thomas Oppermann [SPD]:
Wir? Ihr Koalitionspartner macht das!)

Das Einzige, was ich von Ihnen bisher zur Lösung der
Probleme gehört habe, ist, dass man angeblich eine sol-
che Steuer braucht; das ist Ihre eierlegende Wollmilch-
sau. Wenn man diese Steuer einführte, dann sei alles in
Ordnung.

(Johannes Kahrs [SPD]: Lesen bildet, Denken 
hilft!)

Das ist natürlich nicht so. Seit Wochen hören wir von Ih-
nen keinen vernünftigen Vorschlag. Ich sage Ihnen,
meine sehr verehrten Damen und Herren: Es ist ein Ar-
mutszeugnis, wie sich die SPD hier darstellt.

(Thomas Oppermann [SPD]: Und die CSU! – Sigmar 
Gabriel [SPD]: Wir zittern vor Angst!)

Sie sind zu einer Einthemenpartei verkommen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Lachen bei der SPD sowie
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bei Abgeordneten der LINKEN und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie machen ganz kleines Karo. Ich fordere Sie auf: Keh-
ren Sie endlich dazu zurück, Verantwortung in Deutsch-
land zu übernehmen!

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wird der Satz des Jahres! Sie sind
ja ganz wild, Frau Homburger! Was ist denn
los? – Sigmar Gabriel [SPD]: Wir zittern
schon richtig!)

Dazu gehört eine klare Analyse der Ursachen. Zur
Analyse der Ursachen gehört auch Ehrlichkeit, Herr
Steinmeier. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Sie haben sich hier hingestellt und gesagt, verantwort-
lich seien die Finanzmärkte.

(Johannes Kahrs [SPD]: Ja! Und die FDP viel-
leicht noch! – Renate Künast [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Wollen Sie etwa ein „Weiter
so“?)

Verantwortlich für die Krise ist zuallererst die Tatsache,

(Sigmar Gabriel [SPD]: Dass Sie nichts getan 
haben!)

dass Staaten über ihre Verhältnisse gelebt haben.

(Thomas Oppermann [SPD]: Sie wollten doch
gerade erst noch mehr haben! – Jürgen Trittin
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollten
doch auch daran verdienen!)

Zu dem, was Sie, Herr Steinmeier, vorhin ausgeführt ha-
ben, will ich Ihnen eines ganz klar sagen: Nicht der Bä-
cker und der Polizist haben über ihre Verhältnisse gelebt.

(Caren Marks [SPD]: Genau! – Johannes 
Kahrs [SPD]: Nein! Ihre Klientel!)

Nein, SPD-Finanzminister haben in den mehr als elf Jah-
ren, in denen sie Verantwortung hatten, über ihre Ver-
hältnisse gelebt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Wi-
derspruch bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als der Euro eingeführt wurde, haben wir für den Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt gestritten. Wir haben
deshalb für ihn gestritten, weil wir wollten, dass die Bür-
gerinnen und Bürger Vertrauen in diese Währung haben.

(Johannes Kahrs [SPD]: Dann kam die FDP! –
Thomas Oppermann [SPD]: Deshalb
Mövenpick?)

Dieser Stabilitäts- und Wachstumspakt ist im Jahre 2005
auf Betreiben der rot-grünen Bundesregierung auf euro-
päischer Ebene ausgehöhlt und verschlechtert worden.
Auch dies hat dazu beigetragen, dass jetzt nicht rechtzei-
tig in Europa gehandelt wurde und dass man die Situa-
tion der betroffenen Staaten nicht in den Griff bekom-
men hat.
(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Wir ha-
ben mit demselben Stabilitätspakt Schulden
abgebaut!)

Dies müssen Sie, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, schlicht und ergreifend einmal zur Kenntnis neh-
men.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Johannes Kahrs [SPD]: Wol-
len Sie etwa noch mehr Schulden machen?)

– Nein, es ist genau anders herum: Wir wollen nicht
noch mehr Schulden machen; das, was Sie hier erzählen,
ist doch völliger Unsinn.

(Johannes Kahrs [SPD]: Sie sind doch die
Schuldenpartei! – Thomas Oppermann [SPD]:
Was ist denn mit Ihren Steuersenkungen?)

Wir haben deutlich gemacht, dass Haushaltskonsoli-
dierung eine der zentralen Notwendigkeiten dieser Le-
gislaturperiode ist.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und das von der FDP! Ich sage nur:
80 Milliarden Euro Schulden! – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mövenpick!)

Wir sind aber auch der Meinung, dass wir mit einer klu-
gen liberalen Wirtschaftpolitik Impulse für Wachstum in
diesem Land setzen müssen; auch dies gehört dazu.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Geben Sie mal das
Geld für Mövenpick an den Bundeshaushalt
zurück!)

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einige
wenige Punkte nennen,

(Johannes Kahrs [SPD]: Etwa, wie Sie die 
Steuern erhöhen wollen?)

die für uns auf dem Weg zu einer Stabilisierung der
Währungsunion von zentraler Bedeutung sind. Dazu ge-
hört ein Frühwarnsystem. Falsche Angaben müssen
früher erkannt werden.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Aha! Wie im Koali-
tionsvertrag, ja? Da sind nämlich jede Menge
falsche Angaben drin!)

Eurostat, das europäische Amt für Statistik, und der
Europäische Rechnungshof müssen mehr Kompetenzen
bekommen. Die Zeit des Tricksens und Täuschens muss
in Europa beendet werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Johannes Kahrs [SPD]: Das würde bei der
FDP schon reichen! – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann mal los, Frau
Homburger! – Thomas Oppermann [SPD]: Da
sind Sie ja Experten!)

Wir werden uns dafür einsetzen, dass Sanktionen zu-
künftig früher greifen, dass Defizitverfahren beschleu-
nigt werden. Länder, die eine krisenhafte Überschuldung
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haben, müssen damit rechnen, dass man ihnen Vorgaben
macht.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, zum Beispiel keine Steuersenkun-
gen!)

Wir plädieren hier für einen EU-Sonderbeauftragten. 

Wir wollen wirksamere Sanktionen einführen – auch
das ist ein zentraler Punkt –: Entzug der Stimmrechte,
Sperrung von EU-Direktzahlungen und automatische
Sanktionen. Wir wollen eine Insolvenzordnung für Staa-
ten, sodass eine Umschuldung möglich ist und Hilfs-
kräfte früher aktiviert werden können.

Wir wollen, dass die Währungsunion nicht zu einer
Transferunion wird. Dafür hat die Bundesregierung mit
Erfolg in Brüssel gestritten; aber wir müssen daran wei-
terarbeiten. Es ist dringend notwendig, die Entstehung
einer Transferunion zu verhindern. Meine sehr verehrten
Damen und Herren von der SPD, ich sage auch: Ihre
Politik, nach der man alles viel früher – ohne Sparzusa-
gen der anderen – und umfassender hätte machen müs-
sen,

(Johannes Kahrs [SPD]: Nicht so viel Schul-
den!)

hätte uns längst in eine Transferunion geführt, zulasten
der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dieses Parlament wird die Bundesregierung bei der
weiteren Arbeit, vor allen Dingen auf europäischer
Ebene, intensiv begleiten.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, wird es nicht! Mit Ihrem Vor-
schlag schalten Sie den Deutschen Bundestag
aus!)

– Herr Trittin, der Deutsche Bundestag wird nicht ausge-
schaltet.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Natürlich!)

Der Deutsche Bundestag wird die Arbeit intensiv beglei-
ten.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben gegen die Verfassung versto-
ßen, gnädige Frau!)

Die Tatsache, dass wir hier vor allen Dingen Bemühun-
gen um eine Regulierung der Finanzmärkte und einen
Stabilisierungspakt gefordert haben, hat zu einer erhebli-
chen Bewegung geführt. Wir werden dafür sorgen, dass
Druck auf Europa gemacht wird. Wir brauchen eine neue
Stabilitätskultur in Europa. Diese Koalition wird alles
dafür tun, dass das erreicht wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Sigmar 
Gabriel [SPD]: Gute Besserung!)
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Zu einer Kurzintervention erhält die Kollegin

Hendricks das Wort.

(Zuruf von der FDP: Die Insolvenzverwalterin 
der SPD!)

Dr. Barbara Hendricks (SPD): 
Frau Kollegin Homburger, es ist in der Tat schwierig,

sich ernsthaft und sachlich mit Ihnen auseinanderzuset-
zen. 

(Widerspruch bei Abgeordneten der FDP)

Es gibt eine Vielzahl von Angriffspunkten, von denen
ich im Rahmen einer Kurzintervention natürlich nicht
alle ansprechen kann.

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Ja, die 
Sündenliste ist zu lang!)

Ich muss aber bedauerlicherweise feststellen – ich
will das ganz bewusst zu Protokoll geben –: Sie haben
sich offenbar mit keinem Wort darum bemüht, um die
Gemeinsamkeit der Demokraten zu werben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Wi-
derspruch bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der FDP)

Jetzt will ich auf einen sachlichen Punkt eingehen,
den ich gerne richtigstellen möchte, zumal Sie sich bei
der Unrichtigkeit Ihrer Behauptungen zu diesem sachli-
chen Punkt mit der Fraktion der Linken treffen: die Zu-
lassung von Hedgefonds. Ich war in der Tat dabei; es ge-
schah in der Verantwortung von Rot-Grün.

(Zurufe von der FDP: Ah!)

Es gibt da nichts zuzugeben: Hier geht es nämlich
nicht um einen Straftatbestand, sondern um ein normales
Gesetzgebungsverfahren. Wir haben in der Tat – Sie ha-
ben das richtig zitiert – mit Wirkung zum 1. Januar 2004
Hedgefonds in Deutschland zugelassen, streng reguliert.
Dies hat bis heute dazu geführt, dass sich in Deutschland
25 Hedgefonds angemeldet haben; sie müssen sich näm-
lich anmelden und sind streng reguliert. In diesen
25 Hedgefonds sind 2 Milliarden Euro gesammelt. Das
ist viel Geld.

Zugleich ist aber in nichtregulierten Hedgefonds in
London deutsches Geld in einem Volumen von etwa
90 Milliarden Euro gesammelt. Menschen haben also ihr
Geld dorthin gegeben, wo Hedgefonds unreguliert sind.
Sie wollen ihr Geld also nicht den in Deutschland zuge-
lassenen regulierten Hedgefonds geben; denn bei den
unregulierten Hedgefonds ist die Gewinnchance – natür-
lich auch das Risiko – selbstverständlich noch höher. 

Das ist das Ergebnis der Regelung, die wir getroffen
haben. Wären alle Hedgefonds in Europa und in der Welt
so reguliert wie die deutschen, hätten wir weltweit kein
Problem mit den Hedgefonds.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Widerspruch bei der CDU/
CSU) 
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Das, was gestern auf europäischer Ebene beschlossen
worden ist, erfüllt noch nicht einmal den Standard, der in
Deutschland für Hedgefonds schon immer gilt. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis und hören Sie auf,
Rot-Grün – wie das die Linke ebenfalls macht – unter
Verdacht zu stellen!

(Otto Fricke [FDP]: Die Linke ist davon frei!)

Im Übrigen darf ich Ihnen aus dem Gesetzgebungs-
verfahren berichten – ich war neun Jahre lang Parlamen-
tarische Staatssekretärin und habe an jeder Sitzung des
Finanzausschusses für die Bundesregierung teilgenom-
men –: Bei diesem Gesetz, wie praktisch bei allen Fi-
nanzmarktgesetzen, ging der FDP die Liberalisierung
nicht weit genug. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin Hendricks, ich will Sie darauf aufmerk-

sam machen, dass Sie die für Kurzinterventionen zuläs-
sige Zeit längst überschritten haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dr. Barbara Hendricks (SPD): 
Ich möchte nur noch einen Satz sagen. – Alle Finanz-

marktgesetze, die wir damals unter Rot-Grün und auch
in der Großen Koalition beschlossen haben, wurden von
der FDP im Regelfall abgelehnt, weil Ihnen die Regelun-
gen zu streng waren. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Zur Erwiderung, Frau Kollegin Homburger.

(Johannes Kahrs [SPD]: Na, das kann ja was 
werden!)

Birgit Homburger (FDP): 
Frau Kollegin Hendricks, zunächst bedanke ich mich

bei Ihnen dafür, dass Sie meine Aussage bestätigt haben.

(Beifall bei der FDP – Lachen bei der SPD)

– Es ist so. – Sie haben darauf hingewiesen, dass Hedge-
fonds in Deutschland streng reguliert werden, aber nicht
in Europa. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: In England hat sie gesagt! Sie müssen
zuhören!)

Ich mache darauf aufmerksam – Sie haben selbst aus-
geführt, dass Sie als Staatssekretärin dabei waren –, dass
Sie über Jahre hinweg die Möglichkeit gehabt hätten,
eine solche Regulierung auf europäischer Ebene auf den
Weg zu bringen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Das haben wir jetzt getan. Sie sagen nun, dass das immer
noch nicht ausreicht. Man wird sich darüber unterhalten
müssen, ob man noch mehr tun muss oder mehr tun
kann. In diesem Punkt finden Sie uns an Ihrer Seite.
Aber Fakt ist, dass wir an dieser Stelle klar handeln. Das
kommt sehr deutlich zum Ausdruck. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Volker Beck [Köln] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sagen Sie etwas zur
Begründung!)

Zum Schluss möchte ich sagen: Ich bedanke mich
ausdrücklich für Ihre Wortmeldung und dafür, dass Sie
im Gegensatz zu Ihrem Fraktionsvorsitzenden, Herrn
Steinmeier, der vorhin gesprochen hat, bereit waren, die
Verantwortung der SPD anzuerkennen. Es wäre gut ge-
wesen, wenn das auch Herr Steinmeier getan hätte.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch ist die nächste Red-

nerin für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Immer mehr Menschen in Deutschland kommen zu
der Überzeugung, dass diese Bundesregierung nicht re-
gierungsfähig ist, wir auch. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Regierungsfähig heißt, dass man in der Lage ist und
den Willen hat, die Interessen der Menschen in einem
Land mit demokratischen Mitteln in praktische Politik
umzusetzen. Doch Sie als Regierung kämpfen nur mit
Ihrer inneren Zerrissenheit und Orientierungslosigkeit.
Deshalb haben Banken, Spekulanten und Lobbyisten
auch so ein leichtes Spiel, die Regierung vor sich herzu-
treiben und ihr ihre Bedingungen zu diktieren. Ist das
etwa Ihr Verständnis von Demokratie, Frau Merkel?

(Beifall bei der LINKEN)

Hinzu kommt, dass die Kanzlerin mit der FDP die
gleichen schrecklich teuren Fehler wiederholt, die sie
bereits 2008 mit einem anderen Partner gemacht hat. 

Erstes Beispiel. Der damalige SPD-Finanzminister
ging davon aus, dass die Finanzkrise 2008 kein Problem
Deutschlands, sondern der USA sei. Er tat erst einmal
nichts, und das war falsch. Die Kanzlerin ging 2010 da-
von aus, dass die Euro-Krise kein Problem Deutsch-
lands, sondern ausschließlich Griechenlands sei. Sie tat
erst einmal nichts, und auch das war falsch. Innerhalb
von zwei Jahren wurde zweimal der gleiche Fehler ge-
macht. Das zeugt von einer katastrophalen Lernunfähig-
keit, Frau Merkel.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweites Beispiel. Der damalige Finanzminister ging
davon aus, dass die Finanzkrise 2008 auch ohne Kon-
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junkturpaket zu lösen wäre. Erst auf Druck der Linken
und der realen Verhältnisse wurde ein Konjunkturpro-
gramm beschlossen, das allerdings unsinnigerweise in
diesem Jahr ausläuft. Die Kanzlerin ging 2010 davon
aus, dass die Euro-Krise alleine mit einem zweiten Ban-
kenrettungsschirm und ohne ein Konjunkturpaket ge-
löst werden könne. Das ist doch abenteuerlich! 

Sie, Frau Merkel, müssen sich einfach einmal die
Frage stellen, warum die Finanzkrise 2008 nicht zum
Kollaps der Realwirtschaft geführt hat. Es war doch die
Kombination mit dem Konjunkturprogramm, die den
ökonomischen Totalschaden verhindert hat. Aber Sie
haben wieder nichts aus Ihren alten Fehlern gelernt. Statt
Konjunkturprogrammen verlangen Sie Kürzungspro-
gramme. Damit drosseln Sie die Binnennachfrage und
schwächen Sie die Konjunktur in Europa. Das ist doch
ökonomischer Wahnsinn!

(Beifall bei der LINKEN)

Schaut man sich die Entwicklung in Griechenland an,
dann weiß man, wie es in Portugal, Spanien, Frankreich,
Italien und auch in Deutschland in den nächsten Mona-
ten weitergeht. Darum sagen wir als gute Europäer: Soli-
darität mit diesen Ländern ist auch Solidarität mit den
Lohnabhängigen, Rentnern und Arbeitslosen bei uns in
der Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Merkel, Sie wussten bereits vor der Wahl in
Nordrhein-Westfalen, dass Griechenland mit diesen Auf-
lagen komplett überfordert sein wird, und hofften, dass
Sie mit dieser Strafaktion gegen Griechenland bei den
Wählerinnen und Wählern in Nordrhein-Westfalen
punkten könnten. Doch das ist Gott sei Dank gründlich
misslungen. Gut, dass diese Strategie nicht aufgegangen
ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Schon vor der Wahl war klar, dass die Griechenland-
Krise eigentlich eine Euro-Krise ist. Sie haben überhaupt
keine Strategie zur Lösung dieser Euro-Krise. Sie muss-
ten sich erst von den Vertretern der anderen EU-Länder
zwingen lassen, darüber etwas gründlicher nachzuden-
ken. 

Das gleiche neoliberale Rezept, das Griechenland
weiter in die Krise treibt, wurde jetzt Spanien und Portu-
gal verschrieben. In Portugal wird das Rentenalter von
65 auf 67 Jahre sowie die Mehrwert- und Einkommen-
steuer erhöht. Spanien wird seine Ausgaben bis zum
Jahre 2011 um 15 Milliarden Euro kürzen. Dafür werden
in diesem Jahr die Gehälter im öffentlichen Dienst um
5 Prozent gekürzt und im nächsten Jahr eingefroren. Die
Renten werden nicht erhöht. Die Entwicklungshilfe wird
abgesenkt und der sogenannte Babyscheck von 2 500 Euro
pro Neugeborenen ersatzlos gestrichen. Die öffentlichen
Investitionen werden heruntergefahren. Allerdings er-
klärt niemand den Spaniern und den Portugiesen, wie sie
auf diese Weise aus der Krise kommen sollen. Angeblich
würden diese Kürzungen die Märkte beruhigen und Ver-
trauen bei Anlegern schaffen. Doch wie soll – das soll
mir einmal jemand erklären – durch diese Maßnahmen
wieder Wachstum entstehen?

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke hat bereits vor der Wahl in Nordrhein-
Westfalen darauf hingewiesen, dass die Kanzlerin in
Griechenland nur ihr neoliberales Waffenarsenal testen
wollte, um es dann in Deutschland einzusetzen. Bei Ih-
nen, meine Damen und Herren von CDU/CSU und FDP,
war damals die Empörung groß. Doch kaum waren die
Stimmen in Nordrhein-Westfalen ausgezählt, startete
Ministerpräsident Koch – der gehört ja wohl der CDU
an – den ersten Angriff auf Kinder, Jugendliche und
Familien. Sein Schlachtruf lautete – der Kollege
Steinmeier ist auch schon darauf eingegangen –: „Wir le-
ben über unsere Verhältnisse!“ 

Diesen Schlachtruf hören wir nun schon seit 20 Jah-
ren, und ich frage mich: Wer ist eigentlich „wir“? Wer
lebt hier über seine Verhältnisse? Das sind doch nicht die
Arbeitnehmer, Rentner, Familien und Arbeitslosen.
Diese Menschen, an denen die Bundesregierung über-
haupt kein Interesse hat, leben nicht über ihre Verhält-
nisse. Es sind die Spekulanten, die Banker und auch
diese Bundesregierung, die an diesen Menschen über-
haupt kein Interesse hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Koch schlägt vor – das wird ja von der Bundes-
regierung wohlwollend geprüft –, weniger Geld für
Krippen und Kindergärten auszugeben. Das ist ein Fron-
talangriff auf die Generation, die einmal die hohe Beam-
tenrente von Herrn Koch erarbeiten soll. Das ist nicht
nur moralisch verwerflich, sondern auch absolut ökono-
mischer Unsinn!

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sollten hier nicht nur über die Regulierung des Fi-
nanzmarkts und über die Euro-Stabilisierung reden, son-
dern uns vor allen Dingen auch die Frage stellen, wie
hochverschuldete Länder aus der Finanz- und Wirt-
schaftskrise wieder herausgeführt werden können. Wir
brauchen, um Staatsbankrotte zu verhindern, jetzt keine
drakonischen Kürzungspläne, sondern wir brauchen, wie
es die Linke schon seit Jahren fordert, endlich ein euro-
päisches Konjunkturprogramm, in dem sich jeder
Staat verpflichtet, mindestens 2 Prozent des Brutto-
sozialproduktes pro Jahr aufzuwenden, um den wirt-
schaftlichen Niedergang zu bremsen. Für dieses europäi-
sche Konjunkturprogramm sollten Sie sich in Brüssel
einsetzen und nicht für weitere drakonische Kürzungs-
maßnahmen, Frau Merkel.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich gehe hier deshalb stark auf die ökonomische Be-
wältigung der Krise ein, weil wir uns im Augenblick
– das ist richtig – um die Regulierung der Finanzmärkte
kümmern. Wir müssen aber darüber hinaus auch darüber
reden, wie wir die gigantischen Staatsschulden endlich
loswerden und wie wir gleichzeitig die europäische
Wirtschaft stärken können. Das ist unsere Aufgabe.
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Die Finanzmarkttransaktionsteuer wird ja nun augen-
scheinlich von allen unterstützt. Ich hoffe nur, dass sie
auch endlich umgesetzt wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Setzten wir sie um, dann hätten wir allein für Deutsch-
land 12 Milliarden Euro mehr pro Jahr in der Kasse; das
ist mehr, als der Bund für Bildung und Forschung im
Jahr 2010 ausgeben wird. Ich frage Sie, meine lieben
Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU-Fraktion:
Warum ist Herr Koch eigentlich nicht auf die Idee ge-
kommen, statt bei der Bildung zu sparen, die Finanz-
markttransaktionsteuer von der Kanzlerin zu fordern?
Vielleicht sollten Sie einmal mit ihm darüber diskutie-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Die reale Gefahr besteht darin, dass für die Rettung
des Euro jetzt alles aufgegeben werden soll, was Europa
nach dem Zweiten Weltkrieg erreicht hat. Wer jetzt mit
drakonischen Kürzungsplänen den Arbeitnehmern, Fa-
milien und Rentnern die Luft zum Atmen nimmt, setzt
nicht nur die konjunkturelle Erholung aufs Spiel, son-
dern auch den sozialen Frieden in Europa. Wir als pro-
europäische Partei sagen: Wir wollen ein friedliches, ge-
rechtes und soziales Europa. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Volker Kauder ist der nächste Redner für die CDU/

CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Volker Kauder (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Ich glaube, es muss noch einmal auf das hingewiesen
werden, was heute und am Freitag dieser Woche im
Deutschen Bundestag geschieht. Es geht darum, dass wir
in einer ernsten Situation für unsere Währung und für
Europa die richtigen Entscheidungen in diesem Haus zu
treffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen sollten wir uns miteinander darauf besinnen,
was notwendig ist und was gemacht werden muss. Ich
finde – an die Kolleginnen und Kollegen der SPD das
Wort gerichtet –, 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Fraktion, Herr Kauder!)

dass es darauf ankommt, was wir vorhaben, was wir ma-
chen wollen. Wissen Sie, in einer Situation wie der jetzi-
gen ist es richtig, miteinander darüber zu reden, was wir
machen müssen und können. Es kommt nicht darauf an,
den Blick zurückzuwerfen und kleinteilige Abrechnun-
gen vornehmen zu wollen. Das führt uns überhaupt nicht
weiter.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Joachim Poß [SPD]: Darum
geht es doch gar nicht! Es geht um die richti-
gen Lösungen!)

Der Präsident der Europäischen Zentralbank hat in
mehreren dramatischen Sätzen darauf hingewiesen, in
welcher Situation wir sind. Ich finde, wir sollten in der
Debatte darüber und bei der Antwort darauf dieser dra-
matischen Situation gerecht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Joachim Poß [SPD]: Das wird
Zeit!)

Jetzt reden wir einmal darüber, was ansteht. Wir ha-
ben in der letzten Sitzungswoche am Freitag über ein
Rettungsprogramm für den Euro und damit auch für die
Stabilität des Euro und für die Sparguthaben der Men-
schen in unserem Land entschieden. 

Es geht jetzt doch gar nicht um abstrakte Diskussionen.
Alles hat einen konkreten Hintergrund. So wie damals,
in der Zeit der Großen Koalition, als von der Regierung
der Satz gesagt wurde: „Wir garantieren die Sparein-
lagen der Menschen in unserem Land“,

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Da gab es noch ei-
nen ordentlichen Finanzminister!)

so geht es auch jetzt darum, Zukunftschancen für unser
Land und die Menschen in unserem Land zu garantieren.
Um nicht mehr, aber auch um nicht weniger geht es. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Swen Schulz [Spandau]
[SPD]: Da hatten Sie noch die SPD! Und jetzt
stehen Sie da mit Ihrem Wunschkoalitionspart-
ner!)

Wir können in dieser schwierigen Situation tatsäch-
lich handeln.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Machen Sie 
doch mal!)

Die Bundesregierung hat klar und deutlich gesagt, was
sie tun wird. Die Regierungskoalition unterstützt die
Bundesregierung. Ich würde mich natürlich darüber
freuen, wenn dieses Parlament in einer so schwierigen
Situation – der Präsident der EZB, Trichet, sagt, es sei
die schwierigste Situation nach dem Zweiten Weltkrieg
in Deutschland – zeigen könnte, dass es gemeinsam die
Herausforderung annimmt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja unverschämt! Wir treiben Sie
schon seit Wochen und Monaten! – Joachim
Poß [SPD]: Wenn die Voraussetzungen gege-
ben sind!)

Der Euro ist nicht der Euro der Regierungskoalition. Der
Euro ist unsere Währung, und wir tragen miteinander
Verantwortung dafür, dass dieser Euro stabil bleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Werden Sie Ih-
rer Verantwortung gerecht!)
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Es gibt Situationen in unserem Land, wo auch aus der
Opposition heraus Verantwortung übernommen werden
muss.

(Joachim Poß [SPD]: Machen wir! – Jürgen
Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fragen
Sie mal Herrn Fricke! – Britta Haßelmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sagen Sie das
der Kanzlerin!)

Wir haben in der Opposition, wenn es um Schicksalsfra-
gen unseres Landes ging, beispielsweise beim Einsatz
der Bundeswehr, aus der Opposition heraus die Regie-
rung unterstützt und diese Maßnahmen mitgetragen. Ich
würde mir wünschen, dass jetzt auch die SPD-Bundes-
tagsfraktion diese Verantwortung wahrnehmen würde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wir wissen, dass dieses Programm ein ambitioniertes
Programm ist, und man kann natürlich darüber reden, ob
es eine Alternative dazu gibt. Aber wir sind felsenfest
davon überzeugt, dass eine Alternative zu dem, was wir
heute vorschlagen, eine schlechtere Lösung wäre. Herr
Kollege Steinmeier, Ihrer Rede habe ich entnommen,
dass Sie diese Aussage mittragen, dass auch Sie der Auf-
fassung sind, dass das, was hier gemacht wird, richtig ist
und Sie nur um Zustimmung ringen, weil Sie erwarten,
dass das eine oder andere von der Regierung klar und
deutlich zugesagt wird. Ich sage Ihnen noch einmal, was
ich am Freitag der letzten Sitzungswoche schon einmal
gesagt habe: Wir werden Ihnen klar sagen, was wir ma-
chen.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Da warten wir 
drauf!)

Ich sage Ihnen aber auch: Wenn ich der Meinung bin,
dass das, was jetzt vorgeschlagen wird, richtig ist, dann
muss ich doch unabhängig von anderen Fragen die Zu-
stimmung dazu geben. Wenn etwas richtig ist, dann ist es
richtig, dann muss man auch Ja sagen, Herr Steinmeier,
und Sie haben gesagt: Es ist richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir wollen natürlich auch, dass die Bürgerinnen und
Bürger in unserem Land wissen, dass nicht ausschließ-
lich der Staat und die Steuerzahler mit Bürgschaften für
die Stabilität eintreten, sondern auch diejenigen an den
Kosten beteiligt werden, die als Spekulanten mit dazu
beigetragen haben, dass die Situation so schwierig ge-
worden ist. Deshalb sagen wir: Wir fordern die Bundes-
regierung auf, dass sie europaweit, am besten global eine
Finanzmarktsteuer einführt. Wir sagen: Die Trans-
aktionsteuer oder die Finanzaktivitätsteuer, eine von bei-
den muss neben der von uns bereits beschlossenen Ban-
kenabgabe kommen.

(Mechthild Rawert [SPD]: Welche? – Jürgen
Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wel-
che denn nun?)

Herr Kollege Steinmeier, die Bundeskanzlerin hat an
diesem Rednerpult ausdrücklich gesagt, dass sie sich da-
für einsetzen wird, dass dieses auch so geschieht, der
Bundesfinanzminister hat das ebenfalls zugesagt. Die
Bundesregierung hat eine klare Zusage gemacht; dafür
sagen wir herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir dürfen
aber nicht übersehen – ich glaube, da sind wir uns alle
einig –, dass die Ursache für diese schwierige Situation
nicht die Spekulanten sind. Aber die Spekulanten haben
an der Schraube gedreht. Deswegen müssen auch sie he-
rangezogen werden, deswegen brauchen wir Kontrollen,
deswegen muss die Regulierung bei Hedgefonds intensi-
ver und dichter werden als bisher. Man kann Wolfgang
Schäuble nur dafür danken, dass es gelungen ist, über
das Votum der Briten hinweg zu erreichen, dass auch
Hedgefonds reguliert werden. Das ist ein großartiger Er-
folg. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Es ist auch richtig – und zeigt im Übrigen die Hand-
lungsfähigkeit dieser Regierung –, dass die Leerverkäufe
seit Mitternacht verboten sind und damit ein Teil der Spe-
kulationsmöglichkeiten abgeschafft worden ist. Diese Re-
gierung und diese Koalition handeln, sie machen genau
das, was in der konkreten Situation richtig und möglich
ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Die Bundeskanzlerin hat zu Recht darauf hingewie-
sen, dass wir mit diesen ganzen Maßnahmen, die von
den Summen her nicht nur den Menschen in diesem
Land, sondern auch uns gigantisch erscheinen, nur dann
Erfolg haben werden, wenn wir das Übel an der Wurzel
packen: Das ist die hohe Staatsverschuldung, die wir
überall haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Auch wir in der Bundesrepublik Deutschland haben mit
der Neuverschuldung von über 80 Milliarden Euro, die
wir in diesem Jahr zu verantworten haben, ein schweres
Paket zu tragen. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir wissen doch alle, warum wir das getan haben: Wir
mussten Schutzschirme für die Sparerinnen und Sparer,
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und für die
mittelständische Wirtschaft aufspannen. Ich kann nur sa-
gen: Am Aufspannen dieser Schutzschirme war die SPD
in der Großen Koalition beteiligt. Die neue Koalition hat
richtige Maßnahmen ergriffen und fortgeführt. Wir ha-
ben dadurch verhindert, dass aus Kurzarbeit Arbeits-
losigkeit wird. Wir sind besser durch die Krise gekom-
men als viele andere in Europa. Dafür hat sich der
Einsatz dieser Mittel gelohnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Jetzt geht es darum, die Konsolidierung durchzufüh-
ren. Das wird kein einfacher Weg. Wir müssen den Men-
schen sagen, dass wir für die Zukunftsfähigkeit unseres
Landes, für die Zukunft der jungen Generation die Kon-
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solidierung durchführen müssen. Die Botschaft muss
sein – auch an viele draußen in der Welt, die uns man-
ches gar nicht mehr zutrauen –, dass wir es organisieren
können und werden, dass auch in einer älter werdenden
Gesellschaft jugendliche Dynamik steckt. Das muss er-
reicht werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deswegen bleiben Forschung, Bildung und Innovation
trotz Konsolidierung des Haushalts zentrale Themen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir werden im weltweiten Wettbewerb getrieben
von Staaten wie China und Indien. Diesen Wettbewerb
werden wir bestehen. Wir brauchen dazu eine qualifi-
ziert ausgebildete junge Generation. Wir brauchen dazu
jeden, der in diesem Land lebt. Deswegen geht es bei
Bildung auch um Integration. Wir haben in der Integra-
tion noch nicht das erreicht, was notwendig ist; aber wir
werden dies mit unseren Maßnahmen für Bildung, Inno-
vation und Forschung vorantreiben. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was sagt Herr Koch dazu?)

Durch die Entscheidung, die wir in dieser Woche fäl-
len, wird viel über die Zukunftsfähigkeit in diesem Land
ausgesagt werden. Wir wissen, dass diese für uns alle
nicht einfach ist, und wir wissen, dass wir den Bürgerin-
nen und Bürgern auch erklären müssen, warum wir so
handeln. Wir können das erklären: Es geht um die Stabi-
lität unserer Währung, unserer Grundlage und unserer
Zukunft und auch um den Erhalt Europas.

Ich gehöre einer Generation an, die nach einem gräss-
lichen Krieg und einer verbrecherischen Diktatur in
Deutschland zum ersten Mal in Frieden aufwachsen
durfte. Ich habe allen Grund, diesem Europa jenseits von
Angebot und Nachfrage, jenseits von Cent und Euro,
Dank dafür zu sagen, dass dieses Europa die größte Frie-
denssicherung nach dem Zweiten Weltkrieg geworden
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb sollten wir alle miteinander Interesse daran ha-
ben, dieses Europa trotz der Schwierigkeiten, die wir
jetzt überwinden müssen, in eine gute Zukunft zu führen.

Es mag banal klingen, aber trotzdem ist es eine ganz
einfache Aussage: Jede Generation ist in eine bestimmte
Aufgabe hineingestellt. – Wir haben jetzt die Aufgabe,
den Euro zu stabilisieren und zu retten und die Zukunft
Europas zu gestalten. An der Bewältigung dieser Auf-
gabe sollten wir alle in diesem Haus uns beteiligen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Joachim Poß [SPD]: Eine Rede der Verlegen-
heit! Ausdruck der Verlegenheit und Unklar-
heit in dieser Koalition! Keine konkreten An-
gebote!)
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächster Redner ist der Kollege Jürgen Trittin für die

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Frau Bundeskanzlerin, hinsichtlich eines Befundes will
ich Ihnen zustimmen. Sie haben gesagt, die gegenwär-
tige Krise des Euro sei die größte Bewährungsprobe,
die Europa seit Jahrzehnten zu bestehen habe. – Das ist
richtig. Ich kann Ihnen deshalb aber eine einfache Frage
nicht ersparen: Warum musste erst der US-Präsident
Barack Obama am 7. Mai 2010 bei Ihnen anrufen, damit
Sie diese Krise bemerken?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN – Norbert Barthle [CDU/CSU]: So
ein Unsinn!)

Es wäre leicht, an dieser Stelle zu sagen, es habe viel-
leicht an der NRW-Wahl gelegen. Das wäre auch richtig,
aber der andere Teil der Wahrheit ist: Obama hat auch
bei Nicolas Sarkozy angerufen. – Deswegen stehen wir
vor einem, wie ich finde, erschreckenden Befund. Wir
sind nicht nur in einer großen Krise dieses Europas, son-
dern wir haben auch den Ausfall der klassischen Füh-
rungsmächte dieses Europas zu konstatieren: den Ausfall
Deutschlands und den Ausfall Frankreichs.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Was hätte es denn geheißen, dieser Krise entgegenzu-
wirken? Sie hätten all das machen müssen, wofür Sie
sich jetzt, Frau Homburger, Herr Kauder, beginnen, auf
die Schulter zu klopfen. 

Seit gestern Nacht sind ungedeckte Leerverkäufe von
Staatsanleihen in Deutschland verboten. Warum erst seit
gestern? Warum haben Sie diese in unserem Land über-
haupt wieder zugelassen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Seit gestern liegt ein Regelungsvorschlag des Rates
zur Regelung von Hedgefonds vor, der mit Mehrheit im
Rat beschlossen wurde. Warum erst seit gestern? Die
Mehrheit, die es dafür gab, gab es auch schon vorher.
Aber bisher war Deutschland nicht bereit, sich an dieser
Mehrheit zu beteiligen. Das ist die Wahrheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Volker Kauder [CDU/
CSU]: Das stimmt doch gar nicht! Das ist
falsch!)

Frau Bundeskanzlerin, ich wäre an Ihrer Stelle vor-
sichtig mit einem Zwischenruf, in dem jemand der Un-
wahrheit geziehen wird. Sie müssten dem Hohen Haus
dann auch erklären, worin in der Frage einer europäi-
schen Finanzmarktaufsicht die Differenz besteht. Wa-
rum kommen der Rat, also die Regierung, und das Euro-
päische Parlament hier nicht zu einer gemeinsamen
Schlussfolgerung? 
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Es gibt viele Gründe. Ein Grund soll aber sein, dass
die deutsche Bundesregierung im Rat Maßnahmen der
europäischen Finanzaufsicht gegenüber deutschen Be-
hörden ablehnt. Das wäre aber eine zahnlose Finanzauf-
sicht. Deswegen sollten Sie sich an die eigene Nase fas-
sen, bevor Sie in dieser Frage auf das Europäische
Parlament verweisen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Ganze hat zu einem beispiellosen Schlingerkurs
geführt. Noch am 9. Mai haben Sie persönlich in diesem
Hause in namentlicher Abstimmung alle Anträge der
Grünen, der SPD und der Linken für die Einführung ei-
ner Finanzmarkttransaktionsteuer abgelehnt. Zwei
Tage später haben Sie in Brüssel einem Ratsbeschluss
zugestimmt, in dem es heißt, die Möglichkeiten einer
globalen Transaktionsteuer sollten nun geprüft werden.
Heute legt uns die Koalition einen Gesetzentwurf vor,
der besagt: Wir wissen nicht recht, ob wir eine neue Um-
satzsteuer oder Einkommensteuer einführen wollen, aber
wir schreiben irgendwas hinein. – Das ist das Gegenteil
von Führung und Handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Wenn Sie diese Krise bekämpfen wollen, dann brau-
chen Sie eine Finanzmarkttransaktionsteuer. Sie ist ziel-
genau, und anders als die Aktivitätsteuer ist sie auch in
der Lage, die Volumina zu generieren, die Sie brauchen,
um endlich mit solchen Krisen fertig zu werden. Hören
Sie auf, mit Peanuts auf Krisenfragen zu antworten! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Mag sein, dass Sie das nicht gerne von Grünen hören.
Aber Sie sind nicht einmal mehr in der eigenen konser-
vativen Parteienfamilie wirklich in der Mehrheit. Hören
Sie doch auf Magister Josef Pröll, den österreichischen
Finanzminister, der sich für eine europäische Finanz-
markttransaktionsteuer einsetzt!

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Weltweit!)

– Nein, er möchte eine europäische, und zwar klar und
deutlich. 

Hören Sie doch auf Ihren christdemokratischen Par-
teifreund Jean-Claude Juncker, der als Vorsitzender der
Euro-Zone sagt: Wir brauchen diese europäische Finanz-
markttransaktionsteuer, weil ohne sie international
nichts geht! Fangen Sie also an, in Europa zu handeln,
damit sich auch international endlich etwas bewegt! Das
ist die richtige Reihenfolge.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Hören Sie auf, Deutschland permanent in eine Son-
derrolle zu drängen! Da sind wir nämlich inzwischen.
Fragen Sie sich doch einmal, warum aus Europa 2020
nichts wird! Daraus wird nichts, weil diese Bundesregie-
rung europäische Bildungsstandards europaweit blo-
ckiert. Das kann ich verstehen, wenn ich Herrn Koch in
meinen Reihen habe. Aber es ist nicht europäisch, und es
ist nicht zukunftsgewandt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Es ist diese Bundesregierung, die bei Europa 2020
europäische Standards bei der Armutsbekämpfung blo-
ckiert. Auch das kann ich verstehen, wenn ich Menschen
wie die in der FDP in meinen Reihen habe, denen die
Hoteliers wichtiger sind als die Armen in diesem Lande. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von
der FDP: Frechheit!)

Aber eine vernünftige europäische Politik ist das
nicht. Mit dieser Haltung haben Sie sich mittlerweile in
dieselbe Situation gebracht wie ein Kind, das bockig in
der Ecke sitzt und regelmäßig dazu gebracht werden
muss, mitzuspielen. Ich finde, das ist der größten Nation,
dem größten Mitgliedsland innerhalb der Europäischen
Union nicht angemessen. Wir müssen endlich wieder ge-
meinsam mit den anderen Mitgliedstaaten Europa gestal-
ten und aus der Ecke der Bockigkeit herauskommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Trittin, gestatten Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Barthle?

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Bitte.

Norbert Barthle (CDU/CSU): 
Herr Kollege Trittin, Sie haben gerade mehrfach die

CDU/CSU-FDP-geführte Bundesregierung angegriffen,
zuerst mit der Aussage, dass eine Kontrolle der Finanzen
durch die Europäische Kommission von der Regierung
nicht zugelassen werde, danach sind Sie auf die europäi-
schen Standards eingegangen. Gestehen Sie mir zu, dass
die Bundesregierung im Auftrag dieses Parlaments han-
delt und dass dieser Auftrag schon in den vergangenen
Legislaturperioden an die Regierung gerichtet wurde? 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Lieber Herr Kollege Barthle, mir kommt es fast vor,

als hätten Sie den weiteren Verlauf meiner Rede anti-
zipativ vorweggenommen. Das freut mich für Sie. Aber
es wird für Sie am Ende außerordentlich unangenehm. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Oh! 
Oh!)

Denn Sie haben Deutschland mittlerweile nicht nur in
der europäischen Politik in die Isolation geführt. Die
Bundesregierung hat mit dem Vorgehen, das sie an die-
ser Stelle praktiziert hat, nichts anderes gemacht, als ge-
gen das Grundgesetz zu verstoßen. 
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(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Alles 
deutsche Interessen!)

– Lieber Herr Kollege, das Grundgesetz steht nie im Wi-
derspruch zu deutschen Interessen. Es ist die Grundlage
deutscher Interessen, wenn ich mir diese Bemerkung er-
lauben darf. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Sie haben einfachgesetzliches Recht gebrochen, und
Sie haben sich auf eine Vertragsregelung der Europäi-
schen Union berufen, auf die Sie sich nicht hätten beru-
fen dürfen. Ich will Ihnen das gerne durchbuchstabieren,
wenn Sie wollen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Ein bisschen 
mehr Bescheidenheit!)

Ich verweise auf Art. 23 des Grundgesetzes. – Herr Kol-
lege Barthle, ich bin noch immer bei der Beantwortung
Ihrer Frage. Sie haben gesagt, die Bundesregierung han-
dele im Auftrag des Bundestages. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Trittin, da Sie freundlicherweise darauf

hingewiesen hatten, dass das ohnehin ein Bestandteil Ih-
rer sorgfältig vorbereiteten Rede ist,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

setze ich das Einvernehmen des Plenums voraus, dass
sich der Kollege Barthle setzen darf und Sie im Rahmen
Ihrer Redezeit Ihre Ausführungen vervollständigen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Der Kollege Barthle geht also wieder in den Sitz-

streik, okay. 

Art. 23 des Grundgesetzes ist völlig eindeutig. Vor
dem Setzen von Rechtsakten im Rat ist der Deutsche
Bundestag zu befassen. Dies ist bei der infrage stehen-
den Rechtsverordnung nicht geschehen. Die nachträgli-
che Unterrichtung der Fraktionsvorsitzenden ist keine
Befassung des Deutschen Bundestages.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Daher sage ich Ihnen: Sie haben das Recht und die Ver-
fassung mit Ihrem Vorgehen gebrochen. Sicherlich
musste man schnell handeln. Ich bin bereit, mit Ihnen
darüber zu diskutieren, wie man künftig mit solchen Fäl-
len umgehen soll. Ich bin hier für jedes Gespräch zu ha-
ben. Aber es geht nicht, dass Sie, nachdem Sie diesen
Rechtsbruch begangen haben, dieses Hohe Haus, den
Deutschen Bundestag, mit weiteren Zumutungen belästi-
gen. Sie erwarten von uns, dass wir eine Kreditermächti-
gung in Höhe von über 148 Milliarden Euro erteilen.
Das entspricht fast dem Volumen eines halben Bundes-
haushaltes. Auf die Frage, wie dieses Geld ausgegeben
werden soll, haben wir gestern vom Bundesfinanzminis-
ter ein Term Sheet als Antwort bekommen, ein einseiti-
ges Blatt Papier mit den geplanten Konditionen. Das ist
nichts anderes als eine unverbindliche Absichtserklä-
rung, in der darauf verwiesen wird, dass man eine
Zweckgesellschaft nach luxemburgischem Recht grün-
den möchte. Ich bin froh, dass es wenigstens keine
Liechtensteiner Stiftung ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Aber ganz im Ernst – das sage ich besonders an die
Adresse der Parlamentarier auf der Regierungsseite –:
Können Sie sich ernsthaft vorstellen, 148 Milliarden
Euro auszugeben, ohne dass Sie das Vertragswerk ken-
nen und geprüft haben? Ich kann mir das als Parlamenta-
rier nicht vorstellen. Ich wünsche mir auch aufseiten der
Regierung Parlamentarier, die sich dies nicht vorstellen
können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Das Parlament ernst zu nehmen, hieße, dies zusammen
mit dem Deutschen Bundestag zu machen, anstatt mit ei-
nem solchen Verfahren weiter fortzuschreiten. 

Ich erwarte von Ihnen auch, dass bei der Freigabe der
einzelnen Mittel ein Missstand beseitigt wird, der ge-
radezu absurd ist. Wenn Sie das Recht der Beteiligung
des Bundestages ernst nehmen, dann kann der Deutsche
Bundestag zu jeder Kreditermächtigung über die 60 Mil-
liarden Euro EU-Mittel künftig einen Vorbehalt einle-
gen. Das haben wir gemeinsam so geregelt. Aber zu den
148 Milliarden Euro werden wir lediglich unterrichtet,
wenn nichts anderes dem entgegensteht. Alle Viertel-
jahre darf dann Alex Bonde prüfen, ob Sie das Ganze or-
dentlich rechnungsmäßig verbucht haben. Das, was Sie
uns mit diesem Vorschlag unterbreiten, ist eine Brüskie-
rung des Bundestages. Diese Brüskierung des Bundes-
tages kann auch von Ihnen nicht ernsthaft akzeptiert
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Meine Damen und Herren, wenn Sie das tun wollen,
was die Bundeskanzlerin zu Recht gesagt hat, nämlich
dass Sie dieses Verfahren durchführen und dabei der
Budgethoheit des Bundestages in vollem Umfang Rech-
nung tragen wollen – so ist das gesagt worden –, dann
müssen Sie erstens dafür sorgen, dass uns vor der Ent-
scheidung hier im Bundestag dieser Vertrag vorgelegt
wird, und Sie müssen zweitens dafür sorgen, dass der
Bundestag künftig entscheiden kann und nicht nur unter-
richtet wird. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Erzählen Sie uns hier nicht, das sei wegen der Eilbedürf-
tigkeit nicht machbar. Erstens. Die 60 Milliarden Euro
stehen schon jetzt zur Verfügung. Zweitens. Ohne
Zweckgesellschaft fließt sowieso kein Geld. Welchen
Grund gibt es also, uns, bevor dieser Vertrag vorliegt, zu



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 42. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 19. Mai 2010 4147

Jürgen Trittin

(A) (C)

(D)(B)
nötigen, hier einen Gesetzentwurf zu verabschieden? Ei-
nen solchen Grund vermag ich nicht zu erkennen. Des-
wegen sage ich Ihnen: Ändern Sie das, tun Sie etwas in
dieser Richtung!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Meine Damen und Herren, Europa muss zusammen-
stehen. Die überschuldeten Staaten müssen eine Chance
für eine nachhaltige und sozial ausgewogene Konsoli-
dierung bekommen. Ja, wir brauchen Konsolidierung,
wir brauchen auch eine Koordinierung der Wirtschafts-
politik in Europa, wir brauchen streng regulierte Finanz-
märkte, wir brauchen eine Finanztransaktionsteuer. Wir
müssen konsolidieren, koordinieren und regulieren, wol-
len wir aus dieser Krise heraus. Das geht aber nur mit
dem Deutschen Bundestag und nicht gegen den Deut-
schen Bundestag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Zu einer Kurzintervention erteile ich dem Kollegen

Volker Wissing das Wort.

Dr. Volker Wissing (FDP): 
Herr Kollege Trittin, Sie haben viel gesagt, Sie haben

viel Klein-Klein gesagt, Sie haben auch über die Finanz-
transaktionsteuer gesprochen, aber leider haben Sie
nichts über die Ursache der gegenwärtigen Krise gesagt.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat Ihnen Frau Homburger die Rede-
zeit gestohlen?)

Diese Krise ist nämlich im Kern eine Schuldenkrise. Ich
will Ihnen etwas über die Ursache dieser Schulden-
krise sagen, was Sie ruhig hätten ansprechen können.
Ich will aus einem Antrag der Fraktionen der SPD und
des Bündnisses 90/Die Grünen aus dem Jahr 2004 auf
Drucksache 15/3957 zitieren. Darin haben Sie damals
festgestellt, dass die Erfahrung mit der Anwendung des
Stabilitäts- und Wachstumspaktes zeige, dass eine An-
wendung der finanzpolitischen Regeln zu starr auf die
kurzfristige Einhaltung quantitativer Vorgaben ausge-
richtet sei.

(Joachim Poß [SPD]: Vernünftig! –
Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Hört!
Hört!)

Das war der Bruch des Stabilitäts- und Wachstumspak-
tes.

(Joachim Poß [SPD]: Nein, das war eine ver-
nünftige Entscheidung!)

Hätten wir eine Finanztransaktionsteuer gehabt, wir
stünden genau da, wo wir heute stehen. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr wollt sie doch nicht!)
Hätten wir diesen politischen Sündenfall von Rot-Grün
nicht gehabt, wir hätten keine Euro-Krise. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Joachim Poß [SPD]: Quatsch
mit Soße!)

Deswegen können Sie sich, Herr Kollege Trittin, zwar in
Ihrem Klein-Klein verlieren; Sie können aber die Verant-
wortung der Grünen nicht loswerden.

(Günter Gloser [SPD]: Eine Lachnummer ist 
das!)

Herr Kollege Trittin, nicht nur an dieser Stelle war auf
Sie kein Verlass. Als wir früh erkannt haben, dass wir
eine neue Schuldenregel brauchen, und die Verfassung
entsprechend geändert haben, haben die Grünen nicht
mitgestimmt.

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Zu Recht!)

Herr Steinmeier hat heute gesagt, er kritisiere nieman-
den, der Einsicht zeige. Es stünde den Grünen gut an,
einsichtig zu sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Zurufe von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Oh! – Günter Gloser [SPD]:
Die FDP bleibt kraftlos, saftlos wie immer!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Zur Beantwortung Kollege Trittin.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Damen und Herren! Lieber Herr Wissing, Sie

haben völlig richtig zitiert. Wenn Sie sich selbst gegen-
über ehrlich sind, dann sind auch Sie ganz froh darüber,
dass wir damals so entschieden haben. Denn wo wären
Sie heute im Konflikt mit der Europäischen Kommission
bei einem Etat, der mit 80 Milliarden Euro plus ungefähr
50 Milliarden Euro verdeckten Schulden in Sonderver-
mögen der BaFin finanziert ist? Ich finde, dass man, bei
aller Ernsthaftigkeit, nicht den Weg der Verschuldung
gehen kann, wie es in Griechenland, Portugal und an-
derswo – auch, füge ich hinzu, in Deutschland – gesche-
hen ist. Dagegen haben Sie von mir eben nichts gehört.

Aber es gibt einen weiteren Punkt, in dem der Ent-
schließungsantrag richtig ist

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das 
war immer falsch!)

und bei dem wir immer noch nicht weiter sind. In einer
gemeinsamen Währungsunion kann es nicht unter-
schiedliche Wirtschaftspolitiken geben. Das ist der Kern.
Sie können doch nicht ernsthaft glauben, Deutschland
könne auf Dauer in Saus und Braus leben

(Zuruf von der SPD)

– ja, so will auch ich es nicht formulieren –, davon profi-
tieren, dass es Güter in Länder verkauft, in denen eine
überbordende Nachfrage kreditfinanziert vorhanden ist.
Das war jahrelang der Fall. Wir brauchen also nicht nur
eine Kultur der Stabilität, sondern wir brauchen auch
eine veränderte Wirtschaftspolitik in Europa. Wir
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müssen endlich dahin kommen, dass die Ungleichge-
wichte in Europa abgebaut werden. Das wird nicht allein
mit bloßem Sparen gelingen – auch das ist notwendig –,
sondern es wird nur gelingen, wenn zum Beispiel auch
die viel zu niedrige Binnennachfrage in Deutschland
endlich behoben wird, indem Geringverdiener einen ge-
setzlichen Mindestlohn bekommen wie im Rest Europas,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

und dafür gesorgt wird, dass die Kaufkraft hier gestärkt
wird. Das ist das beste Konsolidierungsprogramm, das
ich mir vorstellen kann. Es spart nämlich Steuern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
bei der SPD – Widerspruch bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Carsten Schneider von der

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD – Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Carsten Schneider ist
auch bei der Koalition!)

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir

reden heute hier über ein sehr ernstes Thema. Ich hätte
mir gewünscht, dass die Bundeskanzlerin zu Beginn ih-
rer Regierungserklärung gesagt hätte, welche Erkennt-
nisse sie am Freitag vorletzter Woche vor der Abstim-
mung über die Griechenland-Hilfe hatte, die dazu
geführt haben, dass am Freitagnachmittag die Staats-
und Regierungschefs das Paket, das wir in dieser Woche
beschließen sollen, vorgelegt haben. Denn Sie haben
nicht am Freitagmorgen im Bundestag das Wort ergrif-
fen und uns an diesen Erkenntnissen teilhaben lassen. Im
Gegenteil, es war sogar so, dass Herr Fricke hier öffent-
lich der Vermutung, dass es eventuell mehr sein könne,
widersprochen hat – maximal 22,4 Milliarden Euro und
kein Cent mehr, hat er gesagt –, und Herr Bundesminis-
ter Schäuble in der Pressekonferenz am Donnerstag,
nachdem die Steuerschätzung veröffentlicht worden war,
mich mehr oder weniger als vaterlandslosen Gesellen
hingestellt hat, weil ich das infrage gestellt habe.

Frau Bundeskanzlerin, es geht bei diesem Gesetz um
die Euro-Stabilisierung. Das hat viel mit Vertrauen zu
tun. Vertrauen entsteht, glaube ich, nur, wenn die Regie-
rung klar sagt, was ist, uns an ihren Erkenntnissen teilha-
ben lässt und auch klare Lösungsvorschläge macht.

(Abg. Otto Fricke [FDP] verlässt seinen Platz – 
Zurufe von der SPD: Hierbleiben!)

All dies ist bisher nicht geschehen, im Gegenteil. 

Wir haben hier viele Reden gehört. Die von Herrn
Kauder war die einzige seitens der Koalition, die wer-
bend war. Die FDP hat klar gesagt, sie wolle keine Zu-
stimmung der Opposition. Ich kann mir gut vorstellen,
warum. Weil sie sich nicht im Rahmen eines Entschlie-
ßungsantrages an die Frage binden will, wer die Zeche
für die hohen Schulden, die wir jetzt aufnehmen müssen,
zahlt, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

nämlich die Spekulanten über die Finanztransak-
tionsteuer. Das will sie nicht. Deshalb scheint sie unser
Angebot nicht annehmen zu wollen. 

(Beifall bei der SPD)

Man kann kein Vertrauen zu einer Regierung haben,
die heute hü und morgen hott sagt. Auf dem DGB-Bun-
deskongress am Sonntag haben Sie gesagt: Wenn der
DGB die Finanztransaktionsteuer durchsetzt, dann
werde ich mich dem nicht entgegenstellen. – Zwei Tage
später haben Sie gesagt: Ich werde natürlich dafür kämp-
fen. – Das ist doch nicht ernst zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD)

Unser Fraktionsvorsitzender Frank-Walter Steinmeier
hat auf zwei Varianten hingewiesen, was das Geschehen
am Freitag, als es um Griechenland ging, betrifft: Entwe-
der haben Sie nicht gewusst, was in Brüssel passiert, und
Herr Sarkozy hat die Agenda in Europa bestimmt, oder
Sie haben es gewusst und uns nicht die Wahrheit gesagt.
Welche Variante schlimmer ist, sei einmal dahingestellt. 

Ich hätte aber schon erwartet, dass Sie darüber aufklä-
ren. Es ist richtig, dass es bei solch großen politischen
Entscheidungen gut ist, wenn man eine breite Mehrheit
im Parlament hat. Aber eine breite Mehrheit bedeutet,
dass man die Ideen der Opposition einbindet. Dies be-
deutet, dass wir Vertrauen zu Ihrem Regierungshandeln
im Europäischen Rat, im Ecofin haben müssen. Ich muss
Ihnen ganz klar sagen: Ich habe kein Vertrauen zu münd-
lichen Zusagen, sondern nur zu Dingen, die schwarz auf
weiß auf dem Tisch liegen. 

(Beifall bei der SPD)

Das ist bisher nicht der Fall. 

Ich sage Ihnen ganz klar: Wir stehen zur Verfügung,
wenn Sie sich dazu bekennen, schriftlich mit uns festzu-
legen, dass es neben dem Rettungsschirm für die Staaten
auch ein klares Bekenntnis dafür gibt, wer die Zeche
zahlt, nämlich die Spekulanten über eine Finanztrans-
aktionsteuer. Es darf kein Oder und kein Ausweichen
geben. Nur dann sind wir bereit, mitzumachen. Anderen-
falls ist das nicht zu akzeptieren. 

(Beifall bei der SPD)

Herr Kauder hat vorhin gesagt, es sollte nicht so viel
Nabelschau und rückwärtsgewandte Diskussionen ge-
ben. Das hat die FDP die ganze Zeit gemacht. Herr
Wissing hat in diesem Zusammenhang ein Argument
vorgebracht, das den Stabilitätspakt betrifft. Nicht nur,
dass Sie den heute mit einer Rekordneuverschuldung
von 80 Milliarden Euro brechen würden. 

(Birgit Homburger [FDP]: Ich wäre ruhig an 
Ihrer Stelle! Die haben Sie verursacht!)

Ihre Position bei der Einführung der Schuldenbremse im
vorigen Jahr war: Nullverschuldung. Was würden Sie
denn eigentlich tun, wenn Sie sich mit Ihrer Position der



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 42. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 19. Mai 2010 4149

Carsten Schneider (Erfurt)

(A)

(D)(B)
Nullverschuldung durchgesetzt hätten? Hätten Sie dann
den Rentenzuschuss auf null gesetzt und die Beiträge zur
Sozialversicherung auf 30 Prozent erhöht? Das ist die
Wirtschaftspolitik der FDP.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich bin froh, dass wir damals im Rahmen des Stabili-
täts- und Wachstumspaktes zu einer antizyklischen
Vorgehensweise gekommen sind. Dieser bildet im Übri-
gen sehr genau die Schuldenbremse ab, der Sie zuge-
stimmt haben und die im Grundgesetz verankert wurde.
Es ist von Folgendem auszugehen: „close to balance or
surplus“, das heißt, in guten Zeiten einen ausgeglichenen
Haushalt zu schaffen und Überschüsse zu erwirtschaften.
Das ist europäisches Recht, das wir als Sozialdemokra-
ten gemeinsam mit den Grünen durchgesetzt haben. So
funktioniert in etwa die Schuldenbremse in Deutschland.
Ist Ihnen das eigentlich bekannt, oder geht es Ihnen nur
darum, die Schuld für Ihre Positionen einer fatalen Fi-
nanz- und Steuerpolitik in den vergangenen Jahren bei
anderen zu suchen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich finde, den Staaten an sich die Verantwortung für
die Finanzkrise und die Euro-Schwäche in die Schuhe zu
schieben, ist falsch. 

(Bettina Hagedorn [SPD]: Ja!)

Man muss sich die Frage stellen: Warum ist es überhaupt
dazu gekommen? Wir hatten 2008 keinen überschulde-
ten Haushalt in Deutschland. Wir hatten einen ausgegli-
chenen Staatshaushalt. Haben Sie das vergessen? 

(Beifall bei der SPD)

Wir haben eine Krise der Staatsfinanzen, weil wir uns
bereit erklärt haben, antizyklisch zu investieren, gegen
die Wirtschaftkrise nicht anzusparen und auf dem Fi-
nanzmarkt dafür zu sorgen, dass Stabilität herrscht und
nicht einzelne Banken zusammenbrechen. Das haben
wir gemeinsam – im Übrigen zusammen mit Ihnen – be-
schlossen.

Jetzt geht es darum, wieder langsam davon herunter-
zukommen. Ich finde es besonders dreist, dass Sie sich
hier als Hort der Stabilität darstellen. 

(Bettina Hagedorn [SPD]: Ja!)

Was an Gesetzentwürfen haben Sie bis jetzt im Bundes-
tag vorgelegt? Es waren vier oder fünf. Einer betraf den
Bundeshaushalt 2010. Da haben Sie eine Rekordneuver-
schuldung beschlossen. Die hätte 10 Milliarden Euro
niedriger sein können, 

(Bettina Hagedorn [SPD]: Richtig!)

wenn Sie nicht Ihr Wachstumsbeschleunigungsgesetz,
Ihr Klientelgeschenkegesetz, beschlossen hätten. Das ist
Fakt, und deswegen brauchen Sie sich gegenüber ande-
ren Ländern nicht als Sittenwächter, was die Haushalts-
politik betrifft, aufzuspielen. Sie sind das Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Ich will auf ein weiteres Thema zu sprechen kommen.
Kollege Trittin hat, wenn ich ihn richtig verstanden
habe, vorgeschlagen, die Mittel in Höhe von 148 Mil-
liarden Euro zu sperren. Wenn Herr Schäuble in der heu-
tigen Ausgabe der FAZ richtig wiedergegeben ist, dann
hat auch er sich auf europäischer Ebene dafür eingesetzt,
dass der Bundestag bei jeder Entscheidung ein Vetorecht
bekommt. Ich greife diesen Vorschlag sehr gern auf. Ich
halte die jetzige Veranschlagung nämlich für nicht
etatreif, weil die Grundlage und die Bestimmtheit dieser
Gewährleistung nicht geklärt sind.

Es ist unverantwortlich, dieses Geld jetzt blanko zu
verteilen. Das geht meines Erachtens nicht. Deswegen
schlage ich Ihnen vor: Lassen Sie uns diese Mittel heute
im Haushaltsausschuss sperren. Sobald das Vehikel
steht, sobald die Verträge da sind und sobald die ersten
Anfragen vorliegen, sind wir bereit, die Mittel binnen
24 Stunden freizugeben; auch bei dem Vorgehen, das Sie
vorschlagen, wären wir nicht schneller. Dann hätte der
Bundestag ein Mitbestimmungsrecht. Das hielte ich für
richtig.

(Beifall bei der SPD)

Ich will auf meinen letzten Punkt zu sprechen kom-
men: auf die Verunsicherung der Märkte hinsichtlich des
Euro. Retten wir hiermit eigentlich den Euro? Ich bin da
sehr skeptisch. Wie wir wissen, ist der Wert des Euro in
den letzten Wochen und Tagen gesunken. Ich glaube,
dass das Paket zwar eine Beruhigungswirkung hat, dass
es aber einen fatalen Fehler beinhaltet: den realen An-
griff auf die Unabhängigkeit der Europäischen Zen-
tralbank. Ich finde es bemerkenswert, dass die deut-
schen Vertreter dort, sowohl Herr Weber als auch Herr
Stark, überstimmt worden sind. Ich finde es auch bemer-
kenswert, dass das Ihnen, Frau Bundeskanzlerin, kein
Wort wert war. Ich denke, Sie als deutsche Bundeskanz-
lerin hätten am Freitag und am Sonntag letzter Woche
auftreten und die Unabhängigkeit der Europäischen Zen-
tralbank vor dem Zugriff durch Präsidenten anderer gro-
ßer Länder schützen müssen. Das ist offenbar nicht ge-
lungen. Das ist bedauerlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn es um Fragen der Stabilität geht, auf die Sie sich ja
gern berufen, ist das geradezu grotesk. Ich fordere Sie
auf: Sorgen Sie dafür, dass kein europäischer National-
staat Einfluss auf die Unabhängigkeit der Europäischen
Zentralbank ausübt! Denn dann wäre der Inflation Tür
und Tor geöffnet. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN – Johannes Kahrs [SPD]: Gute
Rede! – Volker Kauder [CDU/CSU]: Der rich-
tige Satz kam ganz zum Schluss! Immerhin!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Hans-Peter

Friedrich von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
(C)
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Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich möchte als Allererstes klarstellen: Herr
Trittin, zwei Behauptungen, die Sie hier aufgestellt ha-
ben, entsprechen nicht den Tatsachen.

Erstens haben Sie behauptet, die Verordnung der
Europäischen Union gemäß Art. 122 sei ohne die Zu-
stimmung und Beteiligung des Deutschen Bundestages
in Kraft gesetzt worden. Das ist nicht wahr. Am letzten
Wochenende sind die Einzelheiten dieser Verordnung
besprochen und konzipiert worden. 

(Lachen des Abg. Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie persönlich, Herr Trittin, wurden am Montagnachmit-
tag über Einzelheiten dieser Verordnung in Kenntnis ge-
setzt. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt bestätigen Sie es ja noch!)

Erst am Dienstag ist diese Verordnung in Kraft getreten.
Ich kann mich nicht erinnern, dass einer der Partei- oder
Fraktionsvorsitzenden bei der Erörterung dieser Verord-
nung oder bei der Besprechung von Einzelheiten dieser
Verordnung widersprochen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Wir haben es sogar schriftlich, Herr Kollege!)

Zweitens haben Sie behauptet, die deutsche Regie-
rung habe die Hedgefonds-Richtlinie auf europäischer
Ebene verschoben, behindert und verzögert. Auch dies
entspricht nicht den Tatsachen. Tatsache ist, dass die bri-
tischen Sozialisten zusammen mit den spanischen Sozia-
listen diese Richtlinie von der Tagesordnung des Ecofin-
Rates genommen haben. Deswegen konnten wir nicht
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Jörg van 
Essen [FDP]: Die Sozialisten mal wieder!)

Meine Damen und Herren, ich glaube, wenn man
hört, was die Experten an den Finanzmärkten und in den
Zentralbanken sagen, kann man ohne Übertreibung sa-
gen: Vor zwölf Tagen stand Europa, vielleicht die ganze
Welt, vor einer zweiten Finanzmarktkrise. Als an dem
Freitag, als wir im Bundestag über die Rettung Grie-
chenlands bzw. über das Griechenland-Paket diskutiert
haben, die Börsen in den USA geöffnet haben, hat sich
herausgestellt, dass in Europa plötzlich keine Anleihen
der europäischen Nachbarländer mehr gekauft wurden
und dass es erste Störungen im Handel zwischen den
Banken gab, also genau das, was wir nach der Pleite von
Lehman Brothers im Jahre 2008 erlebt haben. Es gab
erste Symptome, die selbst nach Südamerika übergegrif-
fen und darauf hingewiesen haben, dass über diese
Finanzmarktkrise hinaus möglicherweise ein völliger
Zusammenbruch der Finanzmärkte in Europa bevor-
steht. Deswegen war es notwendig, dass Europa handelt,
und Europa hat gehandelt.

Nun wurde gesagt – Herr Steinmeier hat es vorhin in
seiner Rede angesprochen –: Noch als wir hier im Parla-
ment waren, wurden draußen Dinge in die Wege geleitet.
Es wurde gefragt, was wir davon gewusst haben, ob es
einen Zusammenhang gab zwischen den Entscheidungen
zu Griechenland und dem, was die Märkte draußen ge-
macht haben. Ja, ich glaube, dass es einen solchen
Zusammenhang gibt. Unsere Antwort auf die über Wo-
chen und Monate betriebenen Versuche der Spekulanten,
Griechenland aus dem Euro-Raum herauszubrechen,
war: Wir Europäer lassen es nicht zu, dass ein Land
– das schwächste – herausgebrochen wird. Das war eines
der wesentlichen Argumente: Wenn wir Griechenland
jetzt nicht helfen, dann werden die Märkte als Nächstes
gegen Portugal, Spanien und andere vorgehen. Es hat
sich bestätigt, dass es richtig war, klarzumachen, dass
Europa, die Euro-Zone, nicht bereit ist, die schwäche-
ren Mitglieder auf der Strecke zu lassen und den Finanz-
märkten auszusetzen.

Dann haben die Finanzmärkte etwas gemacht, was aus
ihrer Sicht logisch und konsequent war: Sie haben Europa
insgesamt – den gesamten Verbund – angegriffen. Das
nahm am Freitag seinen Anfang und hätte am Montag zur
Katastrophe geführt, wenn Europa nicht geantwortet
hätte. Europa hat geantwortet. Die Antwort lautet: Wir
stellen euch Spekulanten den kompletten Block der
volkswirtschaftlichen Kraft Europas entgegen. Diese
Antwort findet ihren Ausdruck im geplanten 750-Mil-
liarden-Euro-Schutzschirm. Es ist die richtige Antwort
auf die Versuche der Spekulanten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Meine Damen und Herren, jetzt ist es wichtig, dass
wir gemeinsam die Antwort geben: Wir sind bereit, un-
sere Währung, den Euro, zu verteidigen. Wir dürfen da-
bei die Grundprinzipien der Währungsunion, die Theo
Waigel und Helmut Kohl mit dem Stabilitätspakt konzi-
piert haben, nicht aufs Spiel setzen. Es gehört zu den
Grundprinzipien, mithilfe der Kriterien der Nettoneuver-
schuldung im Laufe eines Haushaltsjahres und der
Gesamtverschuldung die Stabilität unserer Volkswirt-
schaften insgesamt und die Seriosität der öffentlichen
Haushalte im Euro-Raum zu sichern.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Wir stellen fest, dass der Stabilitätspakt zwar auch in
seinen Einzelheiten richtig ist, aber bei der Frage der
Durchsetzung der einzelnen Aspekte noch keine ausrei-
chend scharfen Regelungen getroffen sind. Das wird
nachgeholt; diesen Auftrag hat die Bundesregierung auf
den Weg nach Brüssel mitbekommen. Dort wird daran
gearbeitet, die Überwachung durch Eurostat und die
europäischen Aufsichtsbehörden zu verbessern sowie
ein Frühwarnsystem einzuführen. Zudem wird ein auto-
matisches Defizitverfahren auf den Weg gebracht, das es
unmöglich macht, dass politisch Einfluss genommen
wird und Sanktionen abgewendet werden – das ist 2005
unter rot-grüner Regie geschehen; das muss in Zukunft
vermieden werden –, wenn ein Defizitsünder in Brüssel
auf die Anklagebank gesetzt wird. 

Wir brauchen Sanktionen, die schon im Vorfeld
– nicht erst, wenn das Land schon völlig überschuldet ist –
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wirksam sind: Aussetzung von Stimmrechten oder Sper-
rung bestimmter europäischer Mittel und Zuschüsse,
wenn sich ein Land nicht ordentlich verhält.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir haben in diesem Haus mit der Unterstützung der
SPD und der FDP unter Federführung der Koalitions-
fraktion der CDU/CSU die Schuldenbremse ins Grund-
gesetz geschrieben. Mit dieser Schuldenbremse haben
wir per Verfassung das Haushaltsrecht künftiger Parla-
mente auf Seriosität beschränkt. Das war ohne Frage ein
sehr weitgehender Schritt, der sich auf die strukturelle
Verschuldung richtet und zugleich Möglichkeiten lässt,
konjunkturell zu reagieren. Der Mechanismus, der jetzt
im Grundgesetz steht – Herr Poß, er wurde von uns
gemeinsam vereinbart –, nimmt die Kriterien des euro-
päischen Stabilitätspakts in unser Grundgesetz auf. Des-
wegen ist die deutsche Schuldenbremse sofort, unver-
züglich auf andere Länder in Europa übertragbar. Ich
denke, das ist ein wichtiges Thema, über das wir reden
müssen; denn – es wurde hier mehrfach angesprochen –
das Grundübel, mit dem wir es zu tun haben, ist doch die
Verschuldung der öffentlichen Haushalte in ganz Europa
und darüber hinaus.

Jeder weiß: Wer Schulden macht, macht sich von den-
jenigen abhängig, die das Geld verleihen. Man macht
sich von Geldgebern abhängig, die Bedingungen stel-
len. Das ist das Problem, vor dem wir stehen. Die Geld-
geber, die Finanzmärkte, stellen den Staaten jetzt Bedin-
gungen, so wie jeder Geldgeber seinem Schuldner
Bedingungen stellt. Deswegen ändern wir als europäi-
sche Staaten die Bedingungen und machen deutlich: Wir
geben euch als europäischen Partnern Kredite, die euch
die Finanzmärkte zu unzumutbaren Bedingungen geben
würden, aber wir knüpfen das an politische Bedingun-
gen. 

Was sind diese politischen Bedingungen? Erstens.
Wir wollen, dass der IWF – der weiß, wie man mit Staa-
ten umgeht, wenn ein Staat Geld braucht – ein Sanie-
rungsprogramm vorlegt, das auch durchgesetzt wird.
Kredite dürfen nur dann Zug um Zug bereitgestellt wer-
den, wenn es Fortschritte bei der Sanierung gibt. Lassen
Sie mich ein Beispiel vom Wochenende nennen. Spanien
und Portugal wurde deutlich gemacht: Sie müssen sofort
handeln, sonst kommen sie nicht unter den Schirm. Was
war das Ergebnis? Die Spanier haben sofort gehandelt
und ein Sanierungsprogramm in Höhe von 15 Milliarden
Euro auf den Weg gebracht. Ich habe großen Respekt vor
den Regierungen, die diese Maßnahmen durchsetzen
müssen. Wir sollten sie in diesem Punkt unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir brauchen einen Sonderbeauftragten für jedes
Land, das Kredite in Anspruch nimmt. Er muss den na-
tionalen Parlamenten, uns und auch dem Haushaltsaus-
schuss über den Fortschritt berichten, der in den jeweili-
gen Regionen erreicht wird. 

Warum machen wir das? Warum zwingen wir insbe-
sondere unsere südeuropäischen Nachbarn dazu, Sanie-
rungen durchzuführen? Warum zwingen wir sie zur Ein-
haltung der Stabilitätskriterien? Doch nicht nur, weil wir
unsere Kredite, falls sie in Anspruch genommen werden,
zurückgezahlt bekommen wollen, sondern weil die Leis-
tungsfähigkeit jeder einzelnen Volkswirtschaft in Europa
– der griechischen, spanischen, italienischen usw. – den
Wert unserer Währung, des Euro, bestimmt. Deswegen
müssen wir gemeinsam die betroffenen Länder stabili-
sieren. Das ist unsere Aufgabe. Das macht diese Bundes-
regierung.

Meine Damen und Herren, es wird viel über die Ein-
beziehung der Finanzmärkte gesprochen, weil die Ak-
teure auf den Finanzmärkten durch eine undurchsichtige
Verschleierung von Risiken dazu beigetragen haben,
dass 2008 die Finanzmarktkrise mit allen Konsequenzen
für die Realwirtschaft eintreten konnte. Deswegen muss
man auf den Finanzmärkten für Ordnung sorgen. Man
muss den internationalen Finanzmärkten die Ordnung
geben, die auf nationalen Märkten vorhanden ist. Dieser
Aufgabe stellen wir uns. Die Ratingrichtlinie und die
Derivaterichtlinie sind bereits auf dem Weg. Europa han-
delt also auch in dieser Hinsicht. 

Wir haben in Deutschland beschlossen, eine Banken-
abgabe zu erheben. 

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Beschlos-
sen ist sie noch nicht! – Joachim Poß [SPD]:
Vage Eckpunkte, nicht mehr!)

Sie dient dazu, insolvente Banken zu sanieren und künf-
tig dafür zu sorgen, dass durch Sanierungsprogramme
eine Systemgefährdung vermieden werden kann. Dafür
wollen wir keine Steuermittel verwenden, sondern Geld,
das die Banken vorher in einen Fonds einzahlen. Ich
halte das für die richtige Maßnahme. 

Es ist wichtig, dass wir uns überlegen, wie wir auf in-
ternationaler Ebene den Risikohunger der Spekulanten
eindämmen können. Was passiert? Es gibt dort Derivate
im Wert von mehreren Hundert Milliarden Euro, die mit
relativ geringen Renditen von einem Kontinent zum an-
deren überwiesen werden: von den USA nach Asien,
von Asien nach Afrika, von Afrika nach Südamerika und
wieder zurück an die Wall Street. Wenn wir nur eine mi-
nimale Transaktionsteuer für diesen Transfer von Hun-
derten von Milliarden Euro erheben, dann haben wir den
Risikohunger gehemmt, weil bereits ein minimaler Steu-
ersatz ausreichen würde, all diese Transaktionen unren-
tabel zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP, der LINKEN und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Bettina
Hagedorn [SPD]: Erkenntnisgewinn! –
Joachim Poß [SPD]: Aber hallo!)

Aber hören Sie bitte auf, den Menschen in unserem
Lande weismachen zu wollen, dass wir mit dieser Steuer
deutsche Steuerkassen füllen könnten.

Die Transaktionen von der Wall Street nach Tokio,
Südamerika und sonst wohin finden doch nicht in
Deutschland statt. Erzählen Sie also den Leuten nicht,
dass sich bei uns die Kassen füllen. Wir müssen versu-
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chen, die Finanzhaie und die Spekulanten einzudämmen,
und dürfen den Leuten nicht erzählen, dass dort die eier-
legende Wollmilchsau gefunden wäre, die man anzapfen
könnte, sodass dann alle Probleme gelöst wären.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Joachim 
Poß [SPD]: Sie waren jetzt halb gut!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): 
Ich komme zum Schluss, Herr Präsident.

Wir spannen einen Euroschutzschirm über unsere
Währung, 

(Joachim Poß [SPD]: Was wollen Sie jetzt
konkret? Wollen Sie die Steuer, oder wollen
Sie sie nicht in Europa?)

aber auch über unsere Arbeitsplätze in Deutschland.
Diese Regierung ist dabei, eine dauerhafte Stabilität un-
seres Euros sicherzustellen.

(Joachim Poß [SPD]: Eiern Sie nicht weiter so 
rum!)

Darüber hinaus werden wir die Verschuldung in
Deutschland und in Europa beenden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Joachim Poß [SPD]: Sagen Sie klar, was Sie
wollen!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Klaus Ernst von der Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Klaus Ernst (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ein wenig reibe ich mir bei dieser Debatte die
Augen. Am 17. Mai 2010 sagte unser Bundestagspräsi-
dent:

Spätestens vor anderthalb Jahren haben wir beim
drohenden Kollaps der internationalen Finanz-
märkte erkannt, dass wir Regelungen für zulässige
internationale Finanzgeschäfte durchsetzen müssen.

„Vor anderthalb Jahren haben wir … erkannt“! Wen
meint der Präsident des Deutschen Bundestages mit
„wir“? Offensichtlich nicht Sie von der Koalition, denn
Sie haben es nicht erkannt, 

(Beifall bei der LINKEN)

sonst hätten wir heute nicht die Situation, dass wir im-
mer noch darüber reden: Gibt es jetzt eine Finanzmarkt-
transaktionsteuer oder nicht? Müssen wir regeln oder
nicht? – Die FDP würde am liebsten überhaupt nicht re-
geln. Die schwimmt ja nur mit dem allgemeinen Main-
stream mit. Das ist doch die Realität.
Herr Köhler sagte am 29. April: 

Die Politik muss ihr Primat über die Finanzmärkte
zurückgewinnen. Sie hat den Interessen der Finanz-
marktakteure zu viel Raum ohne Regeln überlas-
sen.

Als Oskar Lafontaine das an diesem Tisch vor zwei
Jahren gesagt hat, hat sich hier keine Hand gerührt. Sie
haben darüber nur den Kopf geschüttelt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich reibe mir auch deshalb die Augen, weil vor zwölf
Jahren der Rücktritt von Lafontaine auch damit zusam-
menhing, dass nicht einmal seine eigene Partei die Regu-
lierung der Finanzmärkte mitmachen wollte. Das ist die
Realität! Und jetzt diskutieren wir endlich über das, was
notwendig ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Friedrich, ich stimme Ihnen ausdrücklich zu.
Am 12. Mai haben Sie in der Süddeutschen Zeitung ge-
sagt: 

Wir verlangen harte und umgehende Konsequenzen
für die Regulierung der Finanzmärkte.

Da stimmen wir Ihnen zu. Aber Sie sind eine Regie-
rung und keine Appellierung. Sie müssen handeln und
nicht nur immer fordern, was die anderen zu tun haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Vollkommen zu kurz in dieser Debatte kommt die
Frage nach den Ursachen für diese Krise. Da wird na-
türlich von den Finanzmärkten gesprochen. Aber ich
sage Ihnen: Die eigentlichen Probleme haben wir als
Bundesrepublik Deutschland zum großen Teil mitverur-
sacht. Wir haben ein Gesetz zur Förderung der Stabilität
und des Wachstums der Wirtschaft von 1967. In diesem
Gesetz steht, dass wir Maßnahmen zur Erhaltung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu organisieren ha-
ben, vor allem der Bund und die Länder. Dort heißt es:

Die Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie im Rah-
men der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzei-
tig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem hohen
Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichem
Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem
Wirtschaftswachstum beitragen.

Wo ist eigentlich das „außenwirtschaftliche Gleichge-
wicht“? Ist Ihnen entgangen, dass wir von 2000 bis 2008
Außenhandelsüberschüsse von circa 1,3 Billionen
Euro gegenüber anderen Ländern angehäuft haben? Was
heißt das? Das heißt, wir verkaufen viel mehr, als wir
importieren. Das bedeutet natürlich, dass den Ländern,
die bei uns kaufen, irgendwann das Geld ausgeht, wenn
sie nicht gleichzeitig ihre Waren oder Dienstleistungen
an uns verkaufen können. Warum können sie nicht an uns
verkaufen? Weil Sie diese Außenhandelsorientierung da-
mit durchgesetzt haben, dass Sie bei uns permanent die
Löhne gedrückt haben, dass Sie bei uns permanent die
Arbeitsbedingungen so verschlechtert haben, dass die
Löhne billiger wurden. Im Ergebnis ist die bundes-
republikanische Nachfrage natürlich nicht mehr so hoch,
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um die Importe entsprechend gewährleisten zu können.
Das ist unser Problem. Das nehmen Sie nicht einmal zur
Kenntnis. 

Das Ganze hätte nur funktioniert, wenn die Löhne bei
uns mit der wirtschaftlichen Entwicklung mitgehalten
hätten und wir aufgrund dieser Tatsache zum Beispiel
mehr griechischen Wein, spanische Oliven oder portu-
giesische Sardinen gekauft hätten, wenn wir also
tatsächlich dazu beigetragen hätten, mit unserer Kauf-
kraft Importe zu fördern. Das konnten wir nicht. Ihre
Lohnsenkungspolitik in der Bundesrepublik Deutsch-
land ist eine Ursache dafür. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die sinkenden Löhne sind verantwortlich für die Un-
gleichgewichte in Europa. Die deutschen Arbeitnehmer,
die deutschen Rentner, die deutschen Studenten und
auch die deutschen Arbeitslosen haben letztendlich das
finanziert, was bei den Exporteuren, bei den Unterneh-
men gelandet ist. Das ist unter anderem die Ursache für
die Ungleichgewichte in Europa. 

Was machen Sie jetzt? Jetzt schlagen Sie vor, dass die
Länder bitte schön mehr sparen sollen als bisher. Wie
sollen die das machen? Jeder weiß, dass die Maßnah-
men, die Griechenland ergreifen muss, zusammen mit
unseren Forderungen dazu führen, dass das Wachstum in
Griechenland abstürzen wird. Jeder weiß, dass das, was
wir von Portugal und von Spanien fordern, dazu führen
wird, dass das Wirtschaftswachstum dort abstürzen
wird. Ebenso weiß jeder, dass das, was Sie den Grie-
chen, den Portugiesen und den Spaniern zumuten, auch
bei uns in der Bundesrepublik geplant ist. Auch bei uns
wollen Sie die Sanierung letztendlich auf diese Art und
Weise durchsetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb fordere ich an dieser Stelle von der Bundes-
regierung eine ganz klare Aussage zu folgendem Punkt:
Geben Sie eine Garantie ab, dass die Milliarden von Gel-
dern, die wir für die Rettung des Euro bereitstellen, nicht
durch Kürzungen bei den Sozialhaushalten in der Bun-
desrepublik Deutschland finanziert werden. 

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Garantie fordern wir von Ihnen. Geben Sie die Ga-
rantie nicht ab, dann wird offensichtlich das zur Realität,
was einige von Ihnen – zumindest sind sie ehrlich –
schon sagen. Herr Seehofer in Bayern sagt zum Beispiel,
eine Kürzung der Haushalte um 10 Prozent sei gar nicht
so schlecht. Herr Koch sagt: Gehen wir halt an die Bil-
dung oder an die Anzahl der Plätze in Kindertagesstät-
ten. Wenn Sie diese Garantie nicht abgeben, heißt das,
dass die Bürger Deutschlands zweimal für die Ungleich-
gewichte, die wir in Europa haben, zahlen. Sie zahlen
zum einen durch sinkende Löhne, durch sinkende Ren-
ten, durch sinkende Transfereinkommen, und sie zahlen
zum anderen durch die Zerstörung ihres Sozialstaates.
Da werden wir Linken nicht mitspielen. 

(Beifall bei der LINKEN – Ernst Hinsken
[CDU/CSU]: War es das jetzt? Um Gottes wil-
len! Es ist gut, dass er aufgehört hat!)
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Leo Dautzenberg von

der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit dem

Entwurf eines Gesetzes zur Übernahme von Gewährleis-
tungen im Rahmen eines europäischen Stabilisierungs-
mechanismus leisten wir den notwendigen Beitrag, den
Euro zu stabilisieren und vor allen Dingen auch ein kla-
res Signal zu senden, dass die Euro-Länder gemeinsam
mit der EZB den Euro gegen Angriffe verteidigen und
bereit sind, den Euro zu stabilisieren; denn er ist eine
wichtige Grundlage gerade für uns in Europa und für die
europäische Zusammenarbeit. 

Was die haushaltsmäßigen Implikationen anbelangt,
ist schon vieles gesagt worden. Deshalb möchte ich mich
auf einige Bereiche des Finanzmarktes, auf die Regulie-
rung des Finanzmarktes und die Regulierung von
Finanzprodukten konzentrieren. Herr Kollege Trittin,
das, was Sie eben zum Verbot von Leerverkäufen aus-
geführt haben, stimmt natürlich nicht. Die BaFin hat un-
gedeckte Leerverkäufe in Aktien bei einigen wenigen
Finanzinstituten im DAX verboten. Bisher hat es kein
Verbot von Leerverkäufen für Staatspapiere gegeben.
Dies ist jetzt mit der Veranlassung durch die BaFin seit
Mitternacht im Grunde zum ersten Mal auf den Weg ge-
bracht worden, weil man erkannt hat, dass die Hebelwir-
kung in diesem Bereich gerade durch Leerverkäufe
Druck auf den Euro ausgeübt hat. Das war die erste
wichtige Maßnahme, die, getragen von den Bundestags-
fraktionen, durch das Finanzministerium veranlasst wor-
den ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Von daher geht Ihr Vorwurf fehl, dass es falsch war, dies
aufzuheben. Die Aufhebung hing damals ausschließlich
mit wenigen DAX-Werten von Finanzinstituten zusam-
men und stand nicht mit dem in Zusammenhang, was
wir jetzt betrachten. 

Es ist unser Grundsatz, dass innerhalb der sozialen
Marktwirtschaft Finanzmärkte und Finanzprodukte eine
dienende Funktion für die Wirtschaft, für die Volkswirt-
schaft und damit für die Menschen haben müssen. Auf
diesen Ursprung müssen wir vieles von dem zurückfüh-
ren, was wir in der jüngeren Vergangenheit an angel-
sächsischen Finanzierungskulturen und Finanzpro-
dukten manchmal unreflektiert übernommen haben. Das
muss teilweise wieder geradegerückt werden. Damit fan-
gen wir auf nationaler Ebene an. 

Hier geht es um die Frage, wo die Ursachen für die
Euro-Schwäche und für die Angriffe auf den Euro
liegen. Sie liegen im Grunde in der unsoliden Haushalts-
politik vieler, fast aller Euro-Staaten. Das ist die eigentli-
che Ursache. Unsicherheiten sind auf den Finanz-
märkten natürlich als Beschleuniger der Krise genutzt
worden. Das ist aber nicht die eigentliche Ursache. Im
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Zuge der Ursachenbekämpfung müssen wir natürlich
auch darangehen, den Finanzmarkt stärker zu regulieren.
Hierzu hat es in der Vergangenheit durch die Große Ko-
alition Maßnahmen gegeben. Diese Arbeit haben wir im
letzten halben Jahr in der christlich-liberalen Koalition
fortgesetzt. 

(Joachim Poß [SPD]: Was denn? Angedacht! 
Nichts gemacht! Nur angedacht!)

– Sie müssen unser Eckpunktepapier zur Bankenregu-
lierung, zur Aufsicht, zur Bankenabgabe und zur Re-
strukturierung von Banken betrachten. 

(Joachim Poß [SPD]: Alles Diskussions-
papiere!)

– Kollege Poß, Sie werden sehen, dass Mitte des Jahres
schnellstmöglich die Gesetzentwürfe dazu vorliegen und
dann auch umgesetzt werden.

(Joachim Poß [SPD]: Wann denn?)

Das ist das Handeln dieser Regierung und dieser Koali-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Joachim Poß 
[SPD]: Am Sankt-Nimmerleins-Tag!)

Es war ein Erfolg unseres Finanzministers – Sie ha-
ben immer nur darüber geredet –, bei den Verhandlungen
in Brüssel am Montag einen Beschluss des Ecofin-Rates
zur Regulierung von Hedgefonds zu erreichen. 

(Joachim Poß [SPD]: Das war das Verdienst 
von Juncker, nicht von Schäuble!)

Frau Kollegin Hendricks, Ihr Beitrag war der schlagende
Beweis dafür. Sie haben natürlich recht, dass wir in
Deutschland enge Normen haben. Wir haben das damals
gemeinsam getragen. Aber Sie sehen daran auch, dass
Alleingänge nicht zum Erfolg führen, weil diese Um-
sätze jetzt in London gemacht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir müssen zumindest dahin kommen, dass diese Regu-
lierungsmaßnahmen auf europäischer Ebene stattfinden. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Vorher gibt es kein 
Geld!)

Es war ein erster Erfolg unseres Finanzministers, dass er
gestern erreicht hat, dass die Hedgefondsregelung von
der Kommission jetzt im Grunde für alle europäischen
Staaten auf den Weg gebracht wird. 

Gleichzeitig hat er erreicht, dass die ursprüngliche
Absicht der Kommission, bezüglich der CDS-Produkte
auf europäischer Ebene erst im Herbst Vorschläge zu un-
terbreiten, überdacht wurde und das Vorhaben auf Juni
vorgezogen wird. Auch bei diesen Finanzprodukten, bei
dieser Problematik dürfen wir das Kind natürlich nicht
mit dem Bade ausschütten, sondern wir müssen sehen,
dass die Volumina, die rein spekulativ sind und keine
Beziehung mehr zum Grundgeschäft haben, eingedämmt
werden. Von daher kann das, was der Koalitionsaus-
schuss gestern beschlossen hat, der Auftrag an die Bun-
desregierung, sich jetzt auch auf europäischer und inter-
nationaler Ebene für Finanzmarktsteuern auszusprechen,
durchaus ein sinnvoller Beitrag sein. 

(Joachim Poß [SPD]: Das hat aber lange ge-
dauert! Das hätten wir schon vor drei, vier Mo-
naten haben können!)

Es geht darum, dass wir keine nationalen Alleingänge
machen. Das muss zumindest im europäischen Konzert
abgestimmt werden; denn sonst haben Sie wiederum in
allen Bereichen Verwerfungen, die uns keinen sinnvol-
len Weg in die Zukunft zeigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Bettina Hagedorn [SPD]: Es geht
vor allem darum, dass sich die EU an die
Spitze der Bewegung setzt!)

Vieles befindet sich also schon in der Pipeline. Was
Ratingagenturen anbelangt, haben wir vonseiten der
Union die Umsetzung der Richtlinie in der letzten Sit-
zungswoche beschlossen. Das ist ein erster Baustein,
von der europäischen Ebene aus Regulierung von Ra-
tingagenturen zu betreiben. Von daher sage ich: Viele
Punkte, die hier kritisch angemerkt worden sind, haben
wir schon umgesetzt. 

Was den gesamten Bereich der Regulierung – auch
das, was noch international abzustimmen ist – angeht, so
kam eben der Vorwurf, mit diesen Maßnahmen würden
wir die Unabhängigkeit der EZB gefährden; das sei ein
Angriff auf die EZB. 

(Johannes Kahrs [SPD]: So ist das!)

Das Gegenteil ist der Fall: Wenn Sie das geschichtlich
sehen, werden Sie feststellen, dass es, als jedes Land
eine eigene Währung und eine eigene Notenbank hatte,
grundsätzliches Prinzip war, dass Angriffe, die auf das
Land gerichtet waren, immer auch mit Notenbankpolitik
abgewehrt wurden. Deshalb ist es selbstverständlich,
dass auch die EZB den eigenen Währungsraum mit eige-
nen Maßnahmen verteidigt. Das ist kein Sündenfall.

(Johannes Kahrs [SPD]: Sie verteidigen den 
Sündenfall auch noch!)

Was jetzt über den Ankauf von Staatsanleihen vom
sogenannten Sekundärmarkt bei der EZB vollzogen
wird, schafft zunächst einmal mehr Liquidität auf dieser
Ebene. Auf der anderen Seite schöpft die EZB diese Li-
quidität durch die Ausgabe von Papieren wieder ab, so-
dass der inflationäre Effekt, der hier vielleicht unterstellt
wird, im Grunde gar nicht entsteht. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Aber die Bonität der 
EZB ist in Gefahr!)

Wir haben mit diesem Gesetzentwurf eine Grundlage,
um den Euro kurzfristig zu stabilisieren. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Und ihn langfristig zu 
ruinieren!)

Zu dieser Verantwortung müssen wir stehen. Auf der an-
deren Seite haben wir unsere Regierung aufgefordert,
Maßnahmen, die auf dem Gesetzesweg direkt umsetzbar
sind, jetzt umzusetzen. Von daher haben wir entschei-
dende Grundlagen, um diesem Gesetzentwurf nach un-
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seren Beratungen zuzustimmen und damit einen wesent-
lichen Beitrag zur Stabilisierung von Europa zu leisten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Jetzt erteile ich dem Kollegen Norbert Barthle von

der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Norbert Barthle (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wir haben in der letzten Sitzungswoche an die-
ser Stelle über das Rettungspaket für Griechenland
gesprochen und darüber abgestimmt. Die Koalitions-
fraktionen haben dem natürlich zugestimmt. Ange-
schlossen haben sich die Grünen; das ist aller Ehren
wert. Die SPD konnte sich nicht entscheiden, ob sie dem
zustimmen oder es ablehnen sollte; sie hat sich, wahr-
scheinlich mangels Führung, enthalten. Ich hoffe, am
Ende dieser Debatte kommt eine klare Richtung heraus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich habe damals gesagt: Wenn wir dem Rettungspaket
für Griechenland nicht zustimmten, würden wir an die-
ser Stelle schon bald über Hilfsmaßnahmen mit noch
viel größeren Volumina zu entscheiden haben. Keiner
von uns hat geahnt, dass trotz der Zustimmung zum Ret-
tungspaket für Griechenland dieser Fall schon kurze Zeit
später eintreten würde.

(Johannes Kahrs [SPD]: Wir sind uns nicht so 
sicher, ob das keiner geahnt hat!)

Wir diskutieren über eine Kreditlinie von insgesamt
440 Milliarden Euro, mit einem deutschen Gewährleis-
tungsanteil von maximal 123 Milliarden Euro. Nur im
Worst Case, Herr Trittin, kann sich der deutsche Anteil
auf 148 Milliarden Euro erhöhen: wenn – darauf wird in
§ 1 Abs. 5 des Gesetzentwurfs verwiesen – ein unvor-
hergesehener und unabweisbarer Bedarf besteht. Erfor-
derlich ist dann aber die Einwilligung des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages. 

Wir haben am Ende dieser Debatte darauf zu achten,
dass wir nicht zu viel über die Finanzmärkte reden. Das
würde die Kausalitäten auf den Kopf stellen, und damit
würden wir auch die Prioritäten nicht richtig setzen. Ich
denke, es geht bei dieser Debatte um die Finanzstabilität
der Währungsunion als Ganzes und damit im Kern um
Europa als Ganzes. Wir müssen in dieser Debatte in den
Vordergrund rücken, dass der Grundgedanke der euro-
päischen Integration auf dem Spiel steht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wesentliche Triebkräfte für die europäische Einigung
waren immer die Zugehörigkeit zu einer Wertegemein-
schaft, Friedenssicherung, Stärkung der nachbarschaftli-
chen Beziehungen, mehr Einfluss in der Außenpolitik,
mehr Einfluss in der Sicherheitspolitik. Das sind die
Grundkomponenten. Die europäische Gemeinschafts-
währung sollte dann der krönende Abschluss des ge-
meinsamen Marktes sein.

Hier und heute entscheiden wir über nicht mehr, aber
auch nicht weniger als genau über die Frage, ob wir
diese Grundidee von Europa aufgeben oder ob wir sie
mit aller Entschlusskraft verteidigen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich denke, Europa und unsere gemeinsame Währung
sind es wert, mit aller Kraft verteidigt zu werden.

Der Euro ist neben dem US-Dollar die wichtigste
Währung der Welt. Der Euro bedeutet die Vollendung
des europäischen Binnenmarktes, und dank des Euro hat
sich auch der Handel innerhalb der Euro-Zone bis zum
Jahr 2007 um nahezu 15 Prozent gesteigert. Der Euro ist
also die Hauptquelle ökonomischen Wachstums – und
das auch bei uns; denn wir als Exportnation profitieren
in erster Linie davon: 60 Prozent unserer Exporte gehen
in den Euro-Raum.

Was wäre die europäische Integration wert, wenn wir
jetzt, bei der ersten wirklich grundlegenden, risikorei-
chen Debatte und den Problemen, sofort die Flinte ins
Korn werfen und alles hinschmeißen würden? Das kann
nicht sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wie im sonstigen Leben auch zeigen sich die Qualität
einer Beziehung und ihre wahre Stärke gerade in
schlechten Zeiten und in Zeiten der Bedrohung von au-
ßen. Eine solche Bedrohung von außen erleben wir der-
zeit. Deshalb gilt es, die Reihen zu schließen und sich
entschlossen gegen Spekulanten und Zockerwetten zur
Wehr zu setzen, mit denen weltweit auf den Untergang
des Euro gesetzt wird.

Eines ist dabei – mir jedenfalls – sonnenklar: Entwe-
der schaffen wir es gemeinsam oder gar nicht. Dabei
kann sich Deutschland nicht einfach ausnehmen. Wir
sind keine Insel der Seligen, sondern wir leben in dieser
Wertegemeinschaft. Durch einen Alleingang Deutsch-
lands würden wir letztlich selbst getroffen werden. Des-
halb wäre das der völlig falsche Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aufgrund der Höhe unseres Beitrags sind wir sicher
einer der zentralen Träger dieses Schutzschirmes. Wenn
wir diesen Schutzschirm jetzt aber loslassen und weg-
werfen würden, dann stünden wir selbst im Regen. Im
Übrigen: Wir beklagen doch immer wieder die starke
Vereinzelung auf allen gesellschaftlichen Ebenen, die
Partikularisierung der Gesellschaft und den Egoismus,
und wir kritisieren das Zockertum und die einseitig aus-
gerichtete Gewinnmaximierung. Gerade hier und jetzt,
bei diesem Thema, stehen wir selbst vor der Nagelprobe.
Wenn wir jetzt aus dem Rettungspaket für den Euro aus-
steigen würden, dann verhielten wir uns im Grunde ge-
nau so, wie wir es den Spekulanten vorwerfen. Dieses
Bild darf Deutschland nicht abgeben.



4156 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 42. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 19. Mai 2010

Norbert Barthle

(A) (C)

(D)(B)
(Beifall bei der CDU/CSU – Swen Schulz
[Spandau] [SPD]: Wollen Sie bei Bildung und
Familie kürzen?)

Selbstverständlich weiß ich, dass Deutschland derzeit
schon vorgeworfen wird, dass wir mit unseren Export-
überschüssen quasi auf Kosten anderer Euro-Länder le-
ben würden, weil wir eben durch unsere wirtschaftliche
Stärke in der entsprechenden Lage sind. Herr Kollege
Ernst, diese Betrachtung ist aber ausgesprochen eindi-
mensional und vor allem auch interessengesteuert.

(Leo Dautzenberg [CDU/CSU]: Er hat noch 
nichts vom Binnenmarkt gehört!)

Wahr ist: Wir müssen uns zu dieser Wertegemeinschaft
der Europäischen Union insgesamt bekennen – auch in
schwierigen Zeiten. Die europäische Wertegemeinschaft
bedeutet eben auch Stärkung der nachbarschaftlichen
Beziehungen, Lösung grenzüberschreitender Probleme
und letztendlich auch Solidarität.

Die Kollegin Künast hat noch vor zwei Wochen an
dieser Stelle das Hohelied der internationalen Solidarität
gesungen.

(Jörg van Essen [FDP]: Ja, sie kennt das aus 
der Vergangenheit!)

Ich hoffe, sie erinnert sich auch am Freitag noch daran;
denn es ist jetzt eben Solidarität nicht nur durch Worte,
sondern auch durch Taten gefordert. Um es mit den Wor-
ten unseres Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder zu for-
mulieren: Wir handeln mit Verstand und mit Herz – oder
mit Herz und Verstand.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Eines ist doch sicher: Europa war und ist ein Kernpro-
jekt der Union. Wir dürfen dieses Kernprojekt nicht in-
frage stellen.

(Jörg van Essen [FDP]: Für uns auch!)

– Auch der FDP; das gestehe ich selbstverständlich zu.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Eines ist auch klar: Diesem Kernprojekt haben wir nicht
zuletzt auch die deutsche Wiedervereinigung zu ver-
danken. Um es mit Wolfgang Schäuble zu formulieren:
Nach der Wiedervereinigung gibt es für uns nichts Bes-
seres, als in die Europäische Gemeinschaft eingebunden
zu sein. – Das ist wahr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

In den letzten Wochen haben wir einige Erkenntnisse
gewonnen, sodass wir nun entsprechende Maßnahmen
umsetzen. Das bedeutet zunächst eine umfassende Neu-
strukturierung der Finanzkoordination in der Europäi-
schen Gemeinschaft. Dabei gilt es einiges nachzuholen,
was bei Grundlegung dieser Gemeinschaft offensichtlich
versäumt worden ist. Es gilt auch, ein deutliches Zeichen
in die Welt zu senden, dass die Euro-Länder miteinander
im Verbund bereit sind, den Euro zu stützen. Das ist die
Grundlage, um den Spekulationen an den Märkten die
Basis zu entziehen. Diese Botschaft wird ausgesandt,
wenn wir dieses Paket am Freitag abschließend beraten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Was ist mit
den Kürzungen bei Bildung und Familie?)

Das Paket enthält einige Wirkmechanismen, die wir
der erfolgreichen Verhandlung unserer Bundeskanzlerin
und unseres Bundesfinanzministers verdanken. Das will
ich hervorheben. Bei der Übernahme einer Gewährleis-
tung in jedem Einzelfall entscheiden die Euro-Staaten
einstimmig. Das heißt, Deutschland hat immer ein Veto-
recht. 

Die gesamtschuldnerische Haftung konnte verhindert
werden. Das halte ich für ganz essenziell. IWF und EZB
sind mit im Boot. Auch das ist aus meiner Sicht ausge-
sprochen wichtig. Außerdem wird bei der Übernahme
der Gewährleistungen immer Voraussetzung sein, dass
ein Konsolidierungsprogramm des jeweiligen zahlungs-
unfähigen Landes realisiert wird. Das ist als Kondition
daran geknüpft.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Was ist mit
Konsolidierung in Deutschland? – Gegenruf
des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]: Haben
Sie nicht zugehört? – Gegenruf des Abg. Swen
Schulz [Spandau] [SPD]: Er ist der haushalts-
politische Sprecher! Er könnte ja auch eine an-
dere Meinung haben!)

– Darauf komme ich noch zurück. – Außerdem wird der
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages bei je-
der Gewährleistungsübernahme in die Entscheidung ein-
gebunden. 

Ich will noch einmal betonen, was schon ausführlich
zur Sprache kam: Die Bundesregierung hat sich bereit
erklärt, sich für eine Finanzmarktsteuer einzusetzen.
Damit werden auch die Finanzakteure, die an den Spe-
kulationen mitverdient haben, zur Kasse gebeten. Sie
werden an den Kosten dieses Rettungspaketes beteiligt.
Auch das ist eine überzeugende Botschaft, die ihre Wir-
kung nicht verfehlt.

Selbstverständlich werden wir schon in den nächsten
Wochen und Monaten die Beratungen des Bundeshaus-
halts 2011 und die Finanzplanung bis 2014 auf die Ta-
gesordnung setzen. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Da bin ich mal 
gespannt!)

Ich bin überzeugt, dass nicht nur in die europäischen
Nachbarländer hinein, sondern auch für uns selber eine
positive Wirkung von diesen Ereignissen ausgeht. Die
Schuldenbremse wird einzuhalten sein. Wir begeben uns
auf den Weg, dies auch umzusetzen. 

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Wie denn?)

Deshalb hoffe ich, dass nicht nur in dieser Frage, son-
dern auch in der Frage der Rettung unserer Währung alle
Fraktionen dieses Hauses die Debatte zustimmend be-
gleiten. Wer seine Zustimmung in dieser Debatte an Be-
dingungen knüpft, bringt damit zum Ausdruck, dass er
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bei Nichteinhaltung dieser Bedingungen bereit wäre, den
Euro aufs Spiel zu setzen. 

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das ist ja absurd! –
Johannes Kahrs [SPD]: Das ist doch nicht al-
ternativlos, was Sie hier sagen! Das ist fanta-
sielos!)

Ich bitte darum, diesen Mechanismus in der SPD-Frak-
tion noch einmal ausführlich zu beraten. 

Lassen Sie mich abschließend noch ein Bild aus der
griechischen Mythologie in Erinnerung rufen, bei dem
es um den Ursprung Europas geht. Europa war dem-
nach eine phönizische Prinzessin, die von dem in Liebe
entbrannten Zeus in Gestalt eines Stieres verführt wurde.
Im Börsengeschäft steht der Stier auch für Hausse, also
für steigende Aktienkurse. Lassen Sie uns aus Europa
eine wehrhafte Amazone machen, die den Stier bei den
Hörnern packt und ihm zeigt, wo es langgeht. 

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 17/1685 und 17/1733 an die in der
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann
sind die Überweisungen so beschlossen. 
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